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Sozialdemokratiſches
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Bezugspreis: Frei Haus monatl. 4,50 Mk., vierteljährl. 13,50 Mk.
durch die Poſt bezogen monatl. 450 Mk., ohne Zuſtellungsgebühr.

Die Regierungs Schwer-
geburt.

Fehrenbach „hofft“ noch.
Der plötzliche Auseinanderfall ſeines mühſam errichteten Regie

rungsblocks hat Herrn Fehrenbach nicht entmutigt. Er bemüht ſich
weiter, die widerſtrebenden Elemente doch noch unter einen Hut zu
bringen. Es wird uns wenigſtens ein „Troſt“ verſichert, daß
„die Verhandlungen über die Bildung des Kabinetts ihren Fortgang
nehmen, ohne daß irgendeine Stockung eingetreten ſei“ Man
„hofft“, daß in kürzeſter Zeit das Kabinett zum mindeſten in den
entſcheidenden Miniſterien beſetzt wird. Ueber die weſentlichen
Fragen iſt einer Wolff- Meldung zufolge, zwiſchen den an den Ver
handlungen beteiligten Parteien Uebereinſtimmung erzielt worden,
beſonders auch inſofern, als die bi erigen demokratiſchen und
Zentrumsminiſter in ihren Aemtern bleiben. Die Beſetzung des
Auswärtigen Amtes mit dem fräuheren Miniſterialdirektor
Simons hat allgemeine Zuſtimmung gefunden. Jnfolge der
endgültigen Abſage des Geheimrats Wiedfeldt wird bereits
mit einer anderen bedeutenden Perfönlichkeit des Wirtſchaftslebens
verhandelt.

Das ſcheint aber auch bisher das ganze magere „Ergebnis“ der
weitergeführten Verhandlungen zu ſein. Die neue Kriſis iſt be-
kenntlich vor allem durch das Verhalten der Deutſchen Volkspartei
hervorgerufen worden, die ſich den entſcheidenden Einfluß in der
neuen Regierung zu ſichern gedachte. Sie verbarg dieſe ihre Abſicht
hinter der Forderung, die Miniſterien der Poſt, der Finanzen und
der Wirtſchaft mit „Fachleuten“ zu beſetzen. Jetzt iſt das Poſt und
das Finanzminiſterium in den Händen von Zentrumsabgeordneten.
Dieſe Miniſterpoſten in der Hand der Deutſchen Volkspartei würde
natürlich gleichbedeutend ſein mit der Diktatur des Jn-
duſtriekapitals. Aber gerade darauf kommt es ja der
Partei der Schwerinduſtrie an. Jhr iſt es in erſter Linie darum zu
tun, die Herrſchaft des Kapitals in ſeiner ſchärfſten Form wieder
aufzurichten. Die Verwirklichung dieſer Abſicht iſt zunächſt an dem
Widerſtande des Zentrums und der Demokraten geſcheitert. So
kapitaliſtiſch dieſe Parteien auch ſonſt ſind, ſie ſind doch klug
genug, einzuſehen, daß eine Regierung keinen Beſtand haben kann,
die nach der kapitaliſtiſchen Seite hin den Bogen überſpannen
würde. Aeußerungen der volksparteilichen Preſſe deuten an, daß
man ſich angeſichts der neuen Situation zu einem Rückzug anſchickt.
So ruft die ſchwerinduſtrielle Poſt, die bisher immer für eine rein
bürgerliche Regierung eintrat, auf einmal nach der alten
Koalition. Das Blatt der Großinduſtrie ſchreibt:

„Aber wir ſollten nun doch endlich entſchieden fordern, daß
die Parteien die Konferenz von Spa beſtreiten, die uns
Verſailles und von Verſailles nach Spa geführt haben, nämli
Sozialdemokraten, Demokraten und Zentrum. Gerade die bei
den erſteren ſuchen ſich in einer frevelhaften und unverantwort-
lichen Weiſe dieſer Aufgabe zu entziehen. Jmmerhin hat dieneue Entwicklung, die ch ſchon in den Verhandlungen an-
kündigte, die um die Brrr der Miniſterſeſſel geführt wur-
den, das Gute, daß ſie eine endgültige Klärung über Demokra-
ten und Sozialdemokraten bringt.

Das klingt ſehr ärgerlich, aber man fühlt doch heraus daß die
Sieger am Ende ihres Lateins ſind. Da indes zurzeit kaum an
die Wiederherſtellung der alten Koalition zu denken iſt, ver
handelt man eben weiter, und man „rechnet beſtimmt darauf, daß
das bürgerliche Kabinett der Mitte doch noch zuſtande kommt.
Allerdings wird es, wie die Voſſ. Ztg. meint, nicht möglich ſein,
bis zur Eröffnung des Reichstages die Kabinettsbildung zu be-
enden. So ſehr die Verlängerung der Kriſis zu bedauern ſei, ſo
gering wäre die praktiſche Bedeutung der Tatſache, daß der Reichs
tag ſich noch ohne die neue Regierung behelfen müßte. Zunächſt
habe er ja mit fich ſelbſt zu tun.

Es iſt jedoch ſehr wahrſcheinlich, daß angeſichts der noch unge
löſten Kabineitskriſis der Zuſammentritt des Reichs
tages noch um einige Tage verſchoben wird. Der
Aelteſtenausſchuß des Reichstags wird angeblich einen ſolcher
Vorſchlag machen.

Mag nun ſchließlich eine Regierung wie immer zuſtandekommen
eines zeigt der bisherige Verlauf der Regierungskriſe jedenfalls
klar: daß jede Regierung für die nächſte Zeit nur von ſeh:
kurzer Dauer ſein wird. Das unwürdige Schauſpiel das dic
bürgerlichen Parteien mit ihrem Schachern und Feilſchen um die
Regierungsſeſſel der Welt nun ſchon ſeit mehr als zwei Wochen
bieten, hat natürlich ſeine tieferen Gründe. Hinter dieſen
Sträuben und dieſer Verſchleppungstaktik verbirgt ſich letzten

Endes nur die Angſt vor der Verantwortung. Seb.
treffend ſchreibt die Freiheit: Die bürgerlichen Parteien babe:
nicht nur jede rein ſozialiſtiſche Regierung für unmöglich erklärt
ſondern auch alle einzelnen ſozialiſtiſchen Maßnahmen ver
hindert. Unter dieſen Umſtänden müſſen ſie ſchon geigen, wie ſ ic
Deutſchland ohne ſozialiſtiſche Methoden auf bürgerliche Weiſe
regieren wollen. Aber ſiehe da, die Herrſchaften, die nicht genug
ihre geiſtige, fachmänniſche und politiſche Ueberlegenheit über den
Sogialismus betonen konnten, demonſtrieren nur das e ine deut
lich, daß ſis jeden Tag nach neuen Ausflüchten fuchen,
um nur den Beweis ihrer Fähigkeit nicht erbringen zu müſſen.

War nun werden foll, ſteht dahin. Schließlich werden ſich die
bürgerlichen Parteien doch noch entſchließen müſſen. irgendeine Re

gierung zuſtande zu bringen. Vom ſozialiſtiſchen Stand-
punkt aus iſt das einzig wichtige daß nicht Teile der Arbeitermaſſe
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fich dazu hergeben, wieder einer bürgerlichen Politik die Mauer zu
machen und den Sozialismus zu diskreditieren.

Beſchlüſſe der USP.Reichstagsfraktion.
Berlin, 24. Juni. (Eigene Drahtmeldung.) Die Reichstags

fraktion unſerer Partei erklärte nach vorausgegangener eingehender

Ausſprache, daß ſie die Stellung der Parteileitung in
Sachen der Regierungsbildungteilt. Jn einem An
trag fordert die Fraktion, daß das Strafverfahren gegen
den Genoſſen Mittwoch Mitglied des Reichstags), Redak
teur der Königsberger Freiheit, wegen „Hoch- und Landesverrates“
für die Dauer der Sitzungsperiode des Reichstages aufgehoben wird.

Weiter wird die ſofortige Anfhebung des Belage-
rungszuſtandes verlangt für alle Gebiete, für die er noch be
ſteht. Jn einer Jnterpellation wird auf die Aufhebung der
Militärge richtsbarkeit und die Unterſtützung
der Hinterbliebenen der Opfer der Marburger
Studentenmörder gedrängt. Außerdem werden Anträge
eingebracht betr. Erlaß einer umfaſſenden Amneſtie,
über die Arbeitsfragen, über die Lage der Rentner, die Ernährungs-
frage, Steuerfrage uſw. Zum Program m der neuen Regierung
werden die Genoſſen Ledebourund Henke ſprechen.
Die Fraktion erhebt entſprechend ihrer Stärke Anſpruch auf den
Sitz eines Vizepräſidenten. Für dieſen Poſten wird Geuoſſe
Dittmann präſentiert.

Die Arbeitsdispoſition des Reichstages
wird vom Aelteſtenrat wie folgt feſtgeſetzt werden: Donners-
tag Konſtituierung des neuen Reichstages, Freitag
Wahl des Präſidiums Connabend und Montag bleiben von
Sitzungen frei. Dienstag wird ſich das neue Kabinett vorſtellen und
der neue Reichskanzler ſein Programm entwickeln, Mittwoch Er
klärung der Parteien zur Programmrede des Kanzlers. Am 1. und
2. Juli werden Lohnetact und einige kleine Vorlagen beraten, am
2. Juli gedenkt ſich der Neichstag zu vertagen, um erſt nach der
Konferenz in Spa wieder zuſammenzutreten.

Die Regierungskriſe in Oſterreich
ſoll durch Wahl nach dem Verhältniswahlſyſtem überwunden wer-
den. Wähler find die Abgeordneten der Nationalverſamm
lung. Durch dieſes Verfahren würden s Sozialdemokra-
ten, 8 Chriſtlich-Soziale, 2 Großdeutſche und 8 Beamte in die
Regierung kommen.

Der Proteſt gegen den Steuerabzug.
Auch in Breslau hat die Arbeiterſchaft am Montagabend

durch eine große Demonſtration gegen den beabſichtigten Lohn
abzug für die Einkommenſteuer proteſtiert. Eine viel tauſend-
köpfige Menge ſchloß ſich zu einem Demonſtrationszuge zu
ſammen, den die Sicherheitspolizei vergeblich zu zerſtrenen ver
ſuchte. Mehrere Autos mit bewaffneten Sicherheitsbeamten
gingen gegen den Zug vor. Es gelang ihnen aber nicht, die Maſſen
auseinander zu bringen. Es wurden Reden gehalten und gefor-
dert, daß von der Maßnahme des Stenerabzuges Abſtand ge
nommen wird. Auch in anderen Orten Oderſchleſiens haben ähn-
liche Kundgebungen ſtattgefunden, die Beſatzungsbehörden ver
ſprachen überall Unterſtützung der Arbeiter.

7

Jm beſetzten rheiniſchen Gebiet haben die Be-
ſatzungsbehörden den Steuerabzug verboten mit der
Begründung, daß ihnen die Anordnungen der deutſchen Behörden
zu ſpät mitgeteilt worden ſeien und ſie noch nicht hätten Stell. ag
nehmen können.

Auch im oberſchleſiſchen Abſtimmungsgebiete
hat auf Anordnung der Jnkeralliierten Kommiſſion die Erhebung
der Einkommenſteuer durch Abzug von 10 Prozent vom Arbeits-
lohn vorläufig zu unterbleiben

7

Eine amtliche Erklärung.
Koblenz, 23. Juni. (WTB.) Der Reichskommiſſar für die

beſetzten rheiniſchen Gebiete teilt mit: Das Reichseinkommen-
ſteuergeſetz iſt der Jnteralliierten Rheinlandkommiſſion zur Prü-
fung vorgelegt und von ihr innerhalb der Prüfungefriſt nicht be
nſtandet worden. Die Verordnung über den zehnprozentigen
Lohnabzug vom 25. Juni an iſt der Rheinlandkommiſſion eben-
falls vorgelegt und am 17. Juni von ihr regiſtriert worden. Eine
Peanſtandung iſt bis jetzt nicht erfolgt. Die Prüfungsfriſt läuft
bis zum 27. Juni. Eine Beſchieunigung ber Entſcheidung iſt bei
der Kommiſſion beantragt worden.

Die Kriegsverbrecher obenauf.
Jm „Grünen Saal“ des „Meiſterſagles“ in Berlin hat am ver

goſenen Montag der Nationalderband Deutſcher
Offiziere getagt. Auf dieſer Tagung warde do Hauptmann
von Flotow mitgeteilt, daß der Verband fitr den 27. Auguſt ern
großes „Volktsfeſt plane, um die Schlacht von Tannznberg

feiern. An dieſem „Volkefeft“ ſollen Hindenbutg, Luden-
orff, Madlenſen, ſowie alle gür- und Mitkämpfer des Welt

krieger teilnebmen. Statifinben ſoll das Feſt cm Stadion bei
Verlin. Es ſoll alles anf die Beine gebracht werden, damit der alte
wilhelminiſchmilttariſtiſche Kriegervereinsrummel wieder aufleht

Soweit iſt es alſo ſchon gekommen, daß die Mordfeiern in
Deutſchland wieder beginnen lönnen!

Von San Remo nach Spa.
In der Mitte des Juli in den Hundstagen, in denen früher das

politiſche Leben faſt ganz zu ſchlafen pflegte, in denen man getroſt
den Sekretären der Miniſter die Leitung der Staatsgeſchäfte über
ließ, in denen nur hin und wieder die Seeſchlange oder eine
ſchlecht genährte Ente den wichtigſten Berichtsſtoff der Zeitungen
bildete, in dieſen Hundstagen wird im Jahre 1920 in Spa eine
der wichtigſten für die deutſche politiſche Zukunft ausſchlaggebende
Konferenz ſtattfinden. Zum erſten Mal, ſeit im Juni 1919 die
deutſchen Friedensunterhändler den Diktatfrieden der ſiegreichen
Ententemächte unterzeichneten, werden die leitenden deutſchen
Staatsmänner am Verhandlungstiſch mit den Politikern der
Entente ſitzen.

Die Konferenz iſt notwendig geworden, weil ſchon der Ablauf
eines Jahres gezeigt hat, daß der Friedensvertrag das ungeeig-
netſte Inſtrument iſt, um die Ruhe Europas und der Welt wieder
herzuſtellen. Krieg tobt an allen Enden. Die türkiſchen Natio-
naliſten bekämpfen Engländer und Franzoſen und denken nicht
daran, die Bedingungen des Friedensvertrages anzuerkennen.
Auch Griechenland wird in kürzeſter Friſt in den Krieg hinein
geriſſen werden. Jtalien vermag ſich der Albanieraufſtände nicht
mehr zu erwehren und im Oſten verſuchen noch immer reaktionäre
Kräfte die Sowjetmacht zu ſtürzen und ihre imperialiſtiſchen
Ziele gegenüber dem ruſſiſchen Volke durchzuſetzen. Kein Friedens
vertrag auf imperialiſtiſchen Grundſätzen aufgebaut, von kapitali
ſtiſchen Intereſſen diktiert, vermag dieſem Weltbrande, der immer
von neuem an einer anderen Stelle auflodert, ein Ende zu be
reiten. Die Welt iſt in eine gewaltige revolutionäre Epoche ein
getreten, in der allein der Sozialismus die Löſung aller
Kriſen bringen kann. Deshalb ſind alle, nunmehr faſt wöchentlich
ſtattſindenden Konferenzen in San Remo, in Hythe, in
Boulogne, in Brüſſel und Spa zwiſchen Herrn Millerand
und Lloyd George, zwiſchen den italieniſchen, japaniſchen und
amerikaniſchen führenden Politikern letzten Endes ergebnislos.
Sie dienen nur immer dazu, den Völkern von neuem den Wahn
vorzutäuſchen, als ob es in Konferenzen gelingen könne, die revo-
lutionäre Kriſe zu löſen.

Jn San Remo begriff man zum erſten Male, daß man den
europäiſchen Kontinent weder ohne Deutſchland, noch ohne Ruß-
land werde zur Ruhe und zum wirtſchaftlichen Aufbau bringen
können. Rußland und Deutſchland ſind die beiden Faktoren ge
worden, die die Entente aus ihrem Rechenexempel glaubte fort
laſſen zu können und die nunmehr unter größten Schwierigkeiten
nachträglich in die Rechnung eingefügt werden müſſen. Während
aber Rußland eine völlig unzweideutige klare politiſche Hal
tung einnimmt, indem die Sowjet Regierung immer
wieder verſichert, daß ſie zum Frieden bereit ſei, daß ſie
nicht daran denke, gewaltſam die Ruhe Europas zu ſtören, daß ſie
allein dem geſchichtlichen Gang der revolutionären Entwicklung
vertraue, iſt die deutſche Politik vom erſten bis zum letzten Augen
blick nichts als Widerſpruch, innere Unaufrichtigkeit, Verworren
heit und Unklarheit. Bald bieten deutſche eilitärs ſich der
Entente als Büttel gegen Sowjet- Rußland an. Bald drohen
deutſche Außenminiſter der Entente mit dem Bolſchewsmus. Die
Folge iſt Mißtrauen gegen die deutſche Politik in
Rußland ebenſo ſehr wie bei der Entente. Und das deutſche Volk
hat unter dieſem Mißtrauen zu leiden, vermag ſein Schickſal nicht
ſelbſtändig zu geſtalten, weil die Ziel und Planloſigkeit ſeiner
Staatsmänner nach allen Richtungen ihm nur Feinde und Gegner
ſchafft. Derſelbe Miniſter Köſter, der kurz nach ſeinem Amts
antritt erklärte, daß die deutſche Regierung nicht bereit ſein werde,
den neuen reaktionären Vorſtoß der Polen und Ukrainer gegen
Sowjet Rußland irgendwie zu unterſtützen, dieſer ſelbe Miniſter
Köſter ſandte eine Note nach San Remo, die die führenden Mili-
tärs ihm in die Feder diktiert hatten und in der man nur allzu
deutlich der Entente drohte, daß der Bolſchewismus auch in
Deutſchland die Oberhand gewinnen werde, falls die Entente ſich
nicht zur Bewilligung des 200 000-Mann-Heeres bereit erklären
würde. Die Folge war kategoriſche Ablehnung dieſer Note, neues
Mißtrauen der Entente gegen die imperialiſtiſchen Pläne der
deutſchen Militärs und neues Mißtrauen in Rußland gegen das
deutſche Volk. Die Militärs und die Regierung lernten nicht das
geringſte aus dieſer Niederlage. Jmmer deutlicher wurden die
Hinweiſe, daß die deutſche Armee als Bollwerk gegen den ruſſiſchen
Volſchewismus notwendig ſei. Damit glaubte man der Entente
die Forderung ſchmackhaft machen zu können. Jnfolgedeſſen ver
zögerte man die nach dem Friedensvertrag notwendige Herab
inderung auf die Stärke von 200 000 Mann. Am 81. März
hätte ſie erreicht ſeit müſſen, und erſt Ende Mai war ſie angeblich
nach den Mitteilungen des Reichswehrminiſteriums erreicht. Noch
am 15. Mai hatte die deutſche Armee 270 000 Mann betragen.
Während man ſo verſuchte, öffentlich von der Entente die An
erkennung einer größeren Armee zu verlangen, ſabotierten die

Militärs insgeheim alle militäriſchen Bedingungen des Friedens
rertrages. Das Reichswehrminiſterium hat nicht leugnen können,
daß bei Krupp im geheimen meue Geſchütze hergeſtellt wurden;
daß die Ententemiſſtonen in den Waffen und Munitionsfabriken
lei Sientens u. Halske und in Ewinemünde Waffen und Muni-
tionslager entdeckten; de man das deſſen an Gefchützen,
Maſchtnengewehrer, Minenwerfern und ehren behielt, das der
Friedensvertrag geſtattet daß allenthalben organiſiert ward n
Eiruvohnerwehren und Zeitfreiwilligenformationen. Das Reichs
wehrminiſterium har zugeben müſſen, daß es nicht daran denkt,
den Termin des 10. Juli innezuhalten und die Armee auf 100 000

Mann hHerabzuſetzen. Chwohl es keine Zuſage der Entente auf
eine Ve längerung der Friſt hat, ſtellt es die weitere Vermindernung
ein, behält das 200 000-MannHeer und behält die Waffen und
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Munitionsmengen, die den Beſtimmungen des Friedensvertrages
viderſprechen.

Jn Spa wird die große Abrechnung für dieſe
I Sabotage-Politik der deutſchen Militärs kom-

men. Die Folgen wird wieder das deutſche Volk zu
tragen haben. Schon heute kündet die Miniſterkonferenz der
ESntente neue Blockademaßnahmen und wirtſchaftliche Repreſſalien

l en Deutſchland an, falls die militäriſchen Beſtimmungen des
v iedensvertrages nicht reſtlos bis zum 10. Juli durchgeführt ſein

ſollten. Das unverantwortliche Treiben der Militärs, die über die
Schlappheit und Hilfloſigkeit der Regierung triumphiert haben,

h wird das deutſche Volk von neuem in Not und Elend ſtürzen. Aber
mehr Europa wird nicht zur Ruhe kommen können, über dem

e evig drohbenden militariſtiſchen Geſpenſt, mit dem die revanche
khüUüſternen deutſchen Offiziere ihr Spiel treiben.

Auf der Konferenz in Spa hätte Deutſchland in den wirtſchaft
lichen Fragen und finanziellen Angelegenheiten als gleichberech-
M tigter Unterhändler auftreten und wichtige Vorteile für das
deutſche Volk ſichern können, wenn es den Beweis hätte erbringen
können, daß es ehrlich bereit geweſen iſt. den Frieden zu ſichern

und die militäriſchen Beſtimmpngen. des Friedensvertrages durch-
zu führen. Das iſt nicht geſchehen und ſo wird die Schuld für alle

h bvirtſchaftlichen Laſten, die die Konferenz in Spa uns neu auf-
erlegen wird, über die Militärs und über die verantwortlichen
Politiker kommen. die ihr unerhörtes Treiben geduldet haben.

Wenn aber der Tag kommen wird, an dem die eurvpäiſchen Völker,
erfüllt von revoluttionärem Geiſte, endlich ihr Schickſal ſelbſt in
die Hand nehmen werden, wenn ſie aufhören werde er Spielball

imperiagliſtiſcher Politiker, wilitariſtiſcher Kriegshetzer und beute-
gieriger Kapitaliſten zu ſein, dann erſt wird die politiſche und

wirtſchaftliche Kriſe Eurvpas ihre Löſung finden. Die deutſche
rbeiterſchaft hat deshalb keine Urſache, irgendwelche Hoffnungen

nach Spa zu tragen. Sie hat dort nichts zu erwarten. Sie hat
nur ſorgſam die Augen offen zu halten, damit ſie bernt, die Ver-
antwort lichen zu erkennen. die immer von neuem um ihrer nackten
kapitaliftiſchen Jntereſſen willen das Volk in Not und Elend

Die aus herveigernfene Neichdwehr wenſſte mit wir
gewalt einſchreiten, wobei es auch hier nicht ohne erhebliche
Verluſte abging. Jn Ulm und Ravensburg wurde die Ein
wohnerwehr aufgerufen.

Stuttgart, 23. Juni. Bei den geſtrigen Unruhen in Ulm
wurden, ſoweit bis jetzt feſtſteht, acht Polizeiwehrleute zum Teil er
heblich verletzt. Auf Seiten der Demonſtranten gab es fünf Tote.
Aus Ravensburg werden insgeſamt zwei Tote und 20 Ver
wundete gemeldet.

Gegen die Wucherpreiſe. Der Magiſtrat Berlin hat beim
Ernährungsminiſter dringende Vorſtellungen n die
unerträgliche Höhe und weitere Steigerung der Lebens
mittelpreiſe, die einmütigen Widerſpruch der ſtädtiſchen
Verbraucher hervorrufe und in vielen Städten zu ſchweren Un
ruhen geführt habe.

Detmold, 23. Juni. (WTB.) Die Feſtſetzung des Kar
toffelpreiſes auf 30 Mark für den Zentner vom Reiche hat
in der hieſigen Bevölkerung ſtarke Erregung hervorgerufen. Das
Lippeſche Landespräſidium hat an die Reichsregierung ein Tele-
gramm geſandt, in dem es darauf hinweiſt, daß durch eine ſo
ſtarke Steigerung der Preiſe der notwendigen Lebensmittel weite
Volkskreiſe in ſchwere Not geraten und aufs entſchiedenſte gegen
dieſe Reichspolitik proteſtiere. Sofortiges Eingreifen zugunſten
der minderbemittelten Bevölkerung ſei unbedingt notwendig.

Die Wirtſchaftskriſe.
Arbeiterentlaſſungen in der Pfalz.

Saarbrücken, 23. Juni. Jn der ganzen Weſtpfalz iſt
eine Maſfſenkündigung von Arbeitern erfolgt. Jn
Ludwigshafen wurde am Sonnabend 6000, in Kaiſers-
lautern 3000 und in Pirmaſens 3800 Arbeitern gekündigt.

Der Boykott gegen Horthy Ungarn wirkt!
Wien, 23. Juni. (WTB.) Jm Zuſammenhang mit dem

S ſtürzen
m 100 000 Mann dabei bleibt es!
t Baris, 33. Juni. (WTB.) Lloyd Geprge mit Lord Curzon,
Chamberlain und ſämmtlichen Mitarbeitern hat um 3 Uhr Boulogne
verlaſſen. Die franzöſiſche Delegation iſt um 4 Uhr nach Paris

zurückgereiſt. Miniſterpräſident Millerand erklärte den Ver
wetern der Pariſer Preſſe, man habe einſtimmig beſchloſſen

daß der effektive Beſtand des deutſchen Heeres auf
wo 000 Mann zurückgeführt werden ſoll.
I aAnſterdam, 23. Juni. Laut Times ſoll eine in der Entwaff

anuungsfrage gerichtete Note den deutſchen Einwendungen inſofern
Rechnung tragen, als ſie die Erhöhung der Polizeitruppen von

89 000 auf 150 000 Mann geſtattet.

Paris 28. Juni. Agence Havas meldet aus Boulogne:
Das deutliche Ergebnis der Konferenz in Boulogne

iſt die vollkommene Uebereinſtimmung der Alliierten in der Frage
der Herabſetzung des deutſchen Heeres auf 100000

Mann. Die Stärke der Polizeitruppen darf nicht über die
im Friedensvertrag vorgeſehene Anzahl hinausgehen. Die Kon

fereng billigte den Vorſchlag der franzöſiſchen und engliſchen Sach-
verſtändigen für die Ausarbeitung der finanziellen Klau-
ſelndes Vertrages. Die Alliierten werden am 5. Juliin
Spa die Vorſchläge der deutſchen Delegierten über die Art, in der
Deutſchland ſeinen Verpflichtungen nachkommen will, entgegen-
nehmen. Die Schätzungen zu der vorläufig geheim gehaltenen

t Summe, die die Alliierten feſtgeftellt haben, ſchwanken zwiſchen
90 und 120 Milliarden Goldmark. Deutſchland wird den

Betrag in 37 Jahresraten zu zahlen haben, wovon die erſten fünf
nicht unter drei Milliarden betragen ſollen. Die anderen werden
ſich je nach der Wiederaufrichtung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe
i Deutſchland entſprechend erhöhen. Vollſtändige Ueberein-
ſtimmung iſt über die Art der Maßnahmen erzielt worden, die ge
troffen werden ſollen falls Deutſchland ſeine Verpflichtungen nicht
erfüllt; ſie werden wirtſchaftlicher und militäriſcher
Natur ſein.

Die Teuerungs Demonſtrationen in
Württemberg.

Die großen Demonſtrationen, die am Dienstag in ganz Württem-
berg von den Gewerkſchaften gegen die Teuerung veranſtaltet
wurden, dürften der neuen Regierung nachdrücklichſt zum Bewußt-
ſein gebracht haben, daß die Arbeiterſchaft nicht mehr mit ſich ſpaßen
läßt. An den Kundgebungen beteiligten ſich in Stuttgart allein
an hunderttauſend Menſchen. Für ganz Württemberg darf geſagt
werden, daß ziemlich die geſamte Arbeiterſchaft ſich an der Demon
ſtrationsveranftaltung beteiligte. Der Regierung wurde eine Reihe
ver Forderungen überreicht, die Arbeiterſchaft von der Regierung
jedoch vertröſtet bis nach der Bildung des neuen Kabinetts.

Die neue Regierung wird wie ſie auch zuſammengefetzt ſein möge,
an den Forderungen der Arbeiter nicht achtlos vorübergehen Bnnen.
Denn die Wucht der Demonſtration wird allen beſonders auch da

durch ins Bewußtſein gekommen ſein, daß alle großen Betriebe von
S A uxr an geſchloſſen waren. Die Arbeiter haben ſich vollzählig an
der Demorrſtration beteiligt. Auch die Angeſtellten nahmen faſt

reſtlos daran teil. Die Rechtsſosialiſten, die urſprünglich gegen die
Veranſtaltung waren, mußten ſchließlich gute Miene dazu machen,
ſie ſind auch bei der Arbeiterſcha f t Württembergs „unten
eurch!“

Während die Kundgebungen in Stuttgart und an anderen Orten
völlig ruhig verlaufen ſind, iſt es in Ul m und Rav en s b u r g
leider zu Ausſchreitungen und zu blutigen Zuſammenſtößen mit
der Soldateska gekommen, wobei es Tote und Verwundete gegeben
hat. Jn den Meldungen der bürgerlichen Preſſe werden die Dinge
natürlich ſo dargeſtellt, als ob die Demonſtranten die allein Schul
digen und die Nosker ganz und gar unſchuldig an dem Blutver-
gießen ſeien. Dieſe Art der Berichterſtattung iſt ſattſam bekannt,
als daß man ſich noch ernſthaft mit ihr auseinanderſetzen müßte.
Die folgenden Meldungen ſind alſo von dem Geſichtspunkte aus zu
leſen, daß ſie zugunſten der Soldateska ſtark gefärbt ſind:

Jn Ul m holten die Demonſtranten den Oberamtmann, ſeinen
Sekretär ſowie den demokratiſchen Oberbürgermeiſter Dr.
Schwammberger mit Gewalt aus ihren Amtsräumen und zwangen
ſie unter Mißhandlungen zum Mitgehen in dem Demonſtrations-
zug. Dr. Schwammberger wurde durch Schläge auf den Kopf ſo
ſchwer mißhandelt, daß er einige Zeit bewußtlos war. Bei dem

Sturm auf das Rathaus wurden ſämtliche Fenſter eingeſchlagen,
die Akten auf die Straße geworfen und auf dem Dach die rote Fahne
gufgezogen. Zum Schutz herbeigerufene Polizeimannſchaften
wurden auf dem Anmarſch von der Menge angegriffen und zum
Teil erheblich verwundet. Die Polizeiwehr mußte mit Waffen-
gewalt ſich in den Beſitz des Rathauſes ſetzen. Die Menge verſuchte
geneut, das Rathaus zu ſtürmen, und verlangte den Abzug der
Polizeiwehr und die Auslieferung der Waffen, was abgelehnt
wurde. Zum Entſatz der Polizeiwehr griffen dann zwei Bataillone
Reichswehr ein, die den Platz ſäuberten. Unter der Menge ſind

und Verwundete. Jn Ravensburg zogen die
ebenfalls vor das Oberamt, das ſie verwüſteten.

Bonykott gegen Ungarn iſt auch der Perſonenverkehr nach
Ungarn auf der Südbahnſtrecke mit dem geſtrigen Tag ein-
geſtellt worden. Der Güterverkehr der Donau-Dampfſchiff
fahrts- Geſellſchaft ruht ſeit zwei Tagen. Die Zeitungen melden
den Anſchluß des Reichs verbandes der Bank-
beamten an die Boykott bewegung.

Haag, 23. Juni. Die ungariſche Regierung richtet
an den Jnternationalen Gewerkſchaftsbund in Amſterdam ein
Telegramm, in dem geſagt wird, daß ſämtliche Erklärungen, auf
die der Bonykottbeſchluß begründet iſt, auf Jrrtümern und
Unkenntnis der Tatſachen beruhten. Die ungariſche Regie
rung habe ſämtliche Maßnahmen getroffen, um die Ordnung
wieder her zuſtellen. Das Telegramm ſchließt mit der
Erklärung, daß, wenn es der Regierung nicht gelingen ſollte, ihre
Aufgabe mit gutem Erfolge zu Ende zu führen, ſie verpflichtet ſein
würde, ihre Verantwortlichkeit auf diejenigen zu ſchieben, die die
Urſache der neuen nationalen Verzweiflung des
ſo ſchwer geprüften Ungarns ſeien.

Aus dieſer Erklärung ſpricht eine bodenloſe Heuchelei. Der
Weiße Terror iſt in Ungarn nicht abgeſchafft, ſondern er tobt
weiter. Noch täglich werden Leichen ermordeter Perſonen ge-
funden. Und Horthny billigt dieſe Morde, er möchte ſich aber durch
einen kühnen Schwindel von der Verantwortung drücken, weil der
Boykott Ungarn ſo empfindlich trifft, daß es der Gnade der
ſozialiſtiſchen Arbeiterſchaft bedarf.

Die gegenrevolutionären Studentenkorps.
Wie wir der Freiheit entnehmen, iſt es in Göttingen ge-

lungen. einer geheimen ſtudentiſchen Militär-
organiſation auf die Spur zu kommen. Es iſt ein Det ach e
ment gebildet worden, das drei kriegsſtarke Kompagnien umfaßt
und einem Major unterſtellt iſt. Die Bewaffnung mit Gewehren,
Handgranaten, Ausrüſtungsgegenſtänden iſt bereits ſichergeſtellt.
Das Studentenkorps hat die Aufgabe, bei dem kommenden Putſch,
der von den Rechtsparteien vorbereitet wird, die Arbeiter-
ſchaft in Schach zu halten, damit ſich die Militärdiktatur möglichſt
ungeſtört etablieren kann. Die militäriſche Organiſation der
Studenten beſteht nicht nur in Göttingen, ſondern ſie wird in
allen Hochſchulſtädten gebildet, und zwar auf Grund einer An-
weiſung, die von der Geheimorganiſation der Rechtsparteien, in
der an führender Stelle Oberſt Bauer, Kapitän Ehrhardt, Major
Biſchoff arbeiten, ergangen iſt. Waffen und Munition ſtehen in
jeder gewünſchten Menge zur Verfügung. Sie werden in erſter
Linie den Depots der Einwohnerwehren entnommen und
unter falſcher Deklarierung an die Stoßtrupps der Gegenrevolu-
tion verſchoben. Die rrvrr geſchieht mit ſtill ſchwei-
gender Zubilligung der Regierung, die nach außen
hin der Welt vorredet, in Deutſchland ſeien alle Waffenbeſtände
vernichtet, es gäbe keine Geheimlager mehr und der Frie
densvertrag ſei in dieſem Punkt alfo reſtlos durchgeführt.

Die „aufgelöften“ Einwohnerwehren.
Die letzten Mitteilungen über das Treiben der Ein-

wohnerwehren in Oſtpreußen, die lebhaften Debatten
in einigen Groß- Berliner Stadtparlamenten über die nicht auf-
gelöſten Einwohnerwehren haben das Reichsminiſterium des Jn-
nern auf den Plan gerufen. Es ſieht ſich veranlaßt, feſtzuſtellen,
daß verwaltungstechniſch die Einwohnerwehren aufgelöſt ſeien.
Drei, vier Verordnungen werden zitiert, die beweiſen ſollen, daß
das Reichskabinett den Ländern die Anweiſung gegeben habe, die
Einwohnerwehren aufzulöſen und daß die Länder dieſer Anweiſung
ſtrikte nachgekommen ſind. Wenn es nach den Regierungsverord-
nungen und nach dem Wortlaut der Verwaltungsverfügungen
ginge, ſo wäre im Deutſchen Reiche alles in herrlichſter Ordnung.
So aber bleibt die Tatſache beſtehen und wird auch vom Reichs
miniſterium des Jnnern nicht beſtritten, daß die Mitglieder
der Einwohnerwehrennochim Beſitze ihrer Waf-
fen ſind. Lediglich die Waffendepots ſeien aufgehoben. Wohin
dieſe Waffenbeſtände der Waffendepots gelangt ſind, darüber
ſchweigt ſchamhaft die Regierung. Aber ſehr kategoriſch erklärt ſie,
daß ſie nicht in der Lage ſei, die Bürgerſchaft zu entwaffnen, da ſie
dazu die Machtmittel nicht in der Hand habe. Das Reichsminiſte
rium des Jnnern kann weiter nicht beſtreiten, daß in Oſtpreußen
die Einwohnerwehren noch in voller Tätigkeit ſind. Es entſchuldigt
ſich damit, daß die Entente ſelbſt in Oſtpreußen das Vorhandenſein
der Einwohnerwehren genehmigt habe. An der Richtigkeit dieſer
Meldung ſind ſtärkſte Zweifel berechtigt, da die Entente ſtets in
allen Teilen des Reiches auf der Aufhebung der Einwohnerwehren
beſtanden hat. Jedenfalls beweiſen die Mitteilungen des Reichs
miniſteriums des Jnnern, daß das geſamte Bürgertum
bewaffnet iſt und daß die Regierung nicht daran denkt, dieſer
Bewaffnung entgegenzutreten, daß ſie vielmehr durch ihre Duld-
ſamkeit die weitere Bewaffnung des Bürgertums fordert. Ueber
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Die Spitzelwirtſchaft in der
Republik.

Die Tägliche Rundſchau veröffentlicht wieder einmal einen
Spitzelbericht unter der Ueberſchrift: Die Bolſchewiſten Neben
regierung in Berlin. Sie erzählt darin allerhand ſenſationelle
Geſchichten über Sitzungen, die im Bureau des Sowjetvertreters
Wigdor Kopp in der r zu Berlin ſtattgefunden und
an denen führende r der USP. und der KPD. teilgenom
men hätten. Man ſieht es dem Spitzelbericht auf den erſten
Blick an, daß es ſich um Phantaſieprodukte der unſauberen Ge
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ſellen handelt, die anſcheinend noch in großer Zahl von dewI mniſſfariat für die öffentliche Ordnung ausgehalten u
werden.Die Freiheit druckt den Bericht im Wortlaut ab und teilt mit d
daß dieſer Geheimbericht im Staatskommiſſariat für eine
öffentliche Ordnung ſelbſt hergeſtellt worden iſt. Wir Menſ
erfahren aus den Mitteilungen der Freiheit ferner, daß dex betrie
Stadtéskommiſſar Dr. Weißmann ſich ein Korreſpondenzburean Kämr
unter Leitung des Herrn Scherek eingerichtet hat und, daß dieſes mürb
Korreſpondenzbureau fürwahr dazu beſtimmt iſt, ſo Spitzel ſicht
berichte in die bürgerliche Preſſe zu lanzieren. Dr. Weißmann Wie
will offiziell die Verantwortung dafür nicht übernehmen. Er Krieg
hat einen Dr. Jordan in das Bureau genommen, der in engen Ausb
Beziehungen zum Dammert-Bureau ſteht und einen Herrn Dr. ausre
Dyk, der gleichzeitig Redakteur des Korreſpondenzbureaus Deng den V
iſt. Mit Hilfe dieſer beiden Bureaus und mit Hilfe anderer Ein
Provinzkorreſpondenz verſeucht dann der Staatskommiſſar die dem 7
Preſſe mit dieſen Spitzelberichten. Aus derſelben Quelle ſtamm ter al
ſicher auch eine durch die bürgerliche Preſſe gehende Meldung riſche
über eine kommuniſtiſche Geheimkonferenz, die von der Genoſſin wollte
Zetkin geleitet worden ſei, da Levi an dieſem Tag in r verme
geweſen ſei. Die Rote Fahne bemerkt zu dieſem Bericht, der Dieſe
wie ein Verſammlungsbericht ausnimmt, er ſei blanker Schwindel, feat i
wie alle anderen ähnlichen Geheimberichte. Jm Anſchluß hieran nomm

erklärt die Rote Fahne: eſchic„Um es ein für allemal feſtzuſtellen, die Kommuniſtiſche Partei e Die
iſt keine Verſchwörer- und Putſchpartei, die glaubt durch Komm Beleu
plotte und geheim eingefädelten Unternehmungen die Welt um Seele
ſtoßen zu können. Die Kommuniſtiſche Partei weiß, day die lichun
Revolution, die Umwälzung der kapitaliſtiſchen Wirtſchaft nd der m
ihres Stabes nicht in Konferenzen ausgeheckt werden iann, ſon mge
dern Sache des ganzen Proletariats iſt.“ re

(Seite
Brotmangel im weſtlichen Jnduſtriegebiet. ments
Bereits vor etwa zwei Monaten wurde es offenſichtlich, daß wir mir e

infolge der trotz aller Liebesgaben geradezu lächerlich geringen die tel
Ablieferungen der Landwirtſchaft einer ernſten Brotnot entgegen dabei
gingen. Die Regierung hatte den Hafer leichtfertig der Speku- geſagt
lation freigegeben, er kletterte infolgedeſſen auf Weltmarktspreis- ſicher
höhe und um ſo höher, je ſtärker die Papiermark im Auslande Die
an Wert verlor. Damit wurde es für die Landwirte vorteilhafter, tung
den Hafer zu verkaufen und das verhältnismäßig billige Brot wird
getreide zu verfüttern. Allen Verboten und Straf luſten.androhungen zum Trotz iſt das auch in ungeheurem Umfange ge Hans
ſchehen. Die Behörden wußten dagegen nichts anderes zu tun, als entwie
für die Zeit, in der ſich die Folgen dieſer Wirtſchaftsweiſe in der betitel
Brotverſorgung bemerkbar machen mußten, teure Hülſenfrüchte, Krieg
ebenſo teuren Auslands-Mais und noch teureren Jnlandshafer zur böchft

Brotſtreckung aufzuhäufen. BerlinNun iſt die Kataſtrophe dal Jn Düſſeldorf erhalten die Bäcker verluſt
nach einer Meldung vom 19. Juni als Brotmehl eine Miſchung,
die zu etwa 80 Prozent aus Bohnenmehl und zu 20 Prozent wd
Hafermehl beſteht. Jn Eſſen werden nach einer Meldung vom
15. Juni 60--70 Prozent Erſatzſtoffe verwendet. Jn Dortmund
iſt das Brot faft ungenießbar, in langen Reihen ſtehen dort
hungernde Menſchen und warten auf die Fertigſtellung und Aus
gabe dieſes Brotes. Am 17. Juni hat der Düſſeldorfer Regie
rungspräſident den Oberbürgermeiſtern und Landräten tele-
graphiſch anheimgeſtellt, die Brotration aus den Reſtbeſtänden auf
21 Pfund pro Kopf und Woche herabzuſetzen. Jm übrigen er
wartet man Zufuhren ausländiſchen Getreides, mit denen man
„hofft“, der ärgſten Not ſteuern zu können.

Das iſt nun der Weisheit letzter Schluß: nachdem man den Land
wirten wohl die Hälfte der Getreidemengen, die ſie abliefern
ſollten, gelaſſen hat zur Verfütterung und zum Verkauf an
Schleichhändler, nachdem man zur evtl. Verteidigung dieſer für die
Großgrundbeſitzer ſehr profitablen Wirtſchaft. Waffen in Hülle
und Fülle geliefert hat, fetzt man nun alle Hoffnungen auf Bohnen
und Hafermehl den ſich bald Maismehl zugeſellen wird und
nächſtdem auf die Hilfe des Auslandes. Und die dafür verantwort
liche Geſellſchaft verlangt Vertrauen vom Volke!

Die Landarbeiterentlaſſungen.
Die Entlaſſungen von Landarbeitern durch die deutſchnationafen

Großgrundbeſitzer, die nur als politiſche Maßnahmen zu erklären
waren, haben längere Zeit den Gegenſtand lebhafter Diskuſſion
gebildet. Die Deutſchnationalen haben geglaubt, dieſe politiſchen
Maßregelungen von Landarbeitern beſtreiten zu können. Sie wer-
den nunmehr widerlegt durch die Antwort, die der Reichsarbeits
miniſter ſchriftlich auf eine der letzten Anfragen der Nationalver-
ſammlung erteilt hat, in der es heißt:

„Die angeſtellten Ermittlungen haben ergeben, daß die Beſchwer-
den der Arbeiterorganiſationen über Kündigungen von Landarbei
tern in Pommern an ſich wohl berechtigt, wenn auch in einzelnen
Fällen übertrieben ſind. Jn 18 Kreiſen ſind etwa 1230 Kündi-
gungenerfolgt, von denen in den mir vorgelegten Berichten
804 Fälle als zweifellos unberechtigt bezeichnet werden. Jn wei
teren 330 Fällen kann die Berechtigung der Kündigung
bezweifelt werden.“

Obwohl der Reichsarbeitsminiſter dieſen Beſcheid als noch ni*
endgültig bezeichnet, da die Unterſuchungen noch nicht abgeſchloſſen
feien, muß alſo ſchon jetzt feſtgeſtellt werden, daß mehr als die
Hälfte der Kündigungen zum mindeſtens in ihrer Berechtigung
zweifelhaft ſind. Damit dürfte zur Genüge der politiſche
Charakter dieſer Aktion bewieſen ſein.

Wozu die Juſtiz dient.
Der Kapp-Putſch verſetzte auch die Arbeiterſchaft im beſetzten

Rheinland in ungeheure Erregung. Sie trat größtenteils in den
Generalſtreik und im Landkreiſe Solingen glaubte ſie, die
Verwaltungsbehörden unter ihre Kontrolle nehmen zu müſſen. Jn
einigen Orten wurden bei wohlwollender Neutralität der britiſchen
Behörden die Bürgermeiſter vom Amte ſuspendiert und einzelne
wurden in ihren Wohnungen interniert. Die öffentliche Gewalt
übernahmen örtliche Exekutivkomitees der Arbeiterſchaft.
Das ging ohne jede beſondere s ab, und im übrigen
mußten die Exekutivkomitees ihre Tätigkeit bereits nach einigen
Stunden wieder einſtellen, da die Beſatzungsbehörden Weiſung er
halten hatten, den Status quo ante wieder herzuſtellen.

Dieſe Epiſode ſoll jetzt ihr gerichtliches Nachſpiel finden. Diebeteiligten Genoſſen müſſen ſich in dieſen Tagen wegen „Hoch

verrats, Landfriedensbruchs, Hausfriedensbru
Mißbrauch des Amtsſiegels uſw.“ verantworten. Obwohl keinerlei
Nachteile entſtanden ſind, fährt man ſchwerſtes Geſchütz auf, um
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dieſe Tatſache muß in der Arbeiterſchaft volle Klarheit ſein.
das „ſchwere Verbrechen zu ahnden. Es iſt nicht möglich.
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grio ſtsurteil g einen Reichstagsabgeordneten.Der vereinigte 2. und o Eraſſenet des Reichsgerichts verurteilte

den Redakteur der Freiheit, Hans Mittwoch in Königsberg, der
jetzt zum Reichskagsab geordneten gewählt worden iſt,
wegen „verſuchten Landesverrats“ nach g 92, 1 des Strafgeſetz
huches, ſowie wegen übler Nachrede in bezug auf den früheren
Kriegsminiſter Noske und den Oberſt Heſſe und das Auswärtige
Amt zu zwei Jahren Feſtungshaft unter Anrechnung
von ſechs Monaten der erlittenen Unterſuchungshaft. Die Straf
tat iſt begangen durch die am 22. Oktober 1919 durch den Ange
klagten bewir te Veröffentlichung eines Protokolls über eine angeb-
lich am 8. Juni 1919 abgehaltene Sitzung im Auswärtigen Amt,
das ſich hinterher als eine Fälſchung erwies, vom Angeklagten
aber für echt gehalten worden war. Das Reichsgericht „erblickte
in der Veröffentlichung des als r bezeichneten Protokolls

eine d be tedtgretr d W der deutſchen Regierung, die in em Maße geeignet ſei, demReiches Abbruch zu tun“. S wer n
Wie ſo viele gegen revolutionäre Arbeiter von bürgerlichen

Klaſſengerichten gefällte Urteile widerſpricht auch dieſes Urteil
dem Rechtsempfinden des Volkes. Einen radikalſozialiſtiſchen
Kedakteur verurteilt man für die Veröffentlichung eines gefälſch
ten Dokuments, das er für echt halten mußte, zu zwei Jahren
Feſtungshaft Maſſenmörder dagegen, wie Marloh und
die Marburger Zeitfreiwilligen, ſpricht man frei. Das iſt die Gerechtigkeit in der „deutſchen Republik“. Es wird höchſte en daß

mit dieſer Art von Juſtiz aufgeräumt wird!

Die Handlanger der Reaktion.
Der Deutſchnationale Handlungsgehilfen Verband, Eunuche

der Hergt und Helfferich, verſendet an ſeine Untereunuchen ein
Rundſchreiben, das mit einem dummen Gerede von einem Ge
neralſtreik beginnt, den „radikale Elemente“ ins Auge gefaßt
haben, „falls ihrer Weltanſchauung durch eine neue Regierung
nicht in dem Maße Ausdruck verliehen wird, wie dieſe Partei
fanatiker es für notwendig halten“.

Der Verband ruft ſeine Funktionäre und Mitglieder zur
Organiſation des Widerſtandes gegen jeden Generalſtreik auf.
Er ſchreibt:

„Hierzu bemerken wir, daß wir unter gar keinen Umſtänden
gewillt ſind, uns irgendeinem Terror, gleichviel von welcher
Seite er kommt, zu fügen und daß wir gegen den politiſchen
Wahnſinn eines Generalſtreiks mit allen uns zu Gebote ſtehen
den Machtmitteln ankämpfen werden. Wir werden jedes An
ſinnen, unſere Kollegen zur Teilnahme an dem Generalſtreik
zu zwingen, mit einem Abwehrkampf beantworten, zu dem
uns alle gewerkſchaftlichen Kampfmittel recht ſein ſollen.
Wir haben ſtreng vertrauliche Richtlinien ausgearbeitet,

welche unſerer Kollegenſchaft in ſcharf umriſſenen Zügen das
Verhalten während des Streiks und nach dem Generalſtreik vor
ſchreiben.

Die Richtlinien für einen eventuellen Generalſtreik haben
vorläufig nur unſere vertrauteſten Kollegen in der Be
wegung erhalten.

Unſeren Betriebsvertrauensleuten werden dieſe Richtlinien,
falls ein Generalſtreik aus parteipolitiſchen Gründen prokla-
miert werden ſollte, ſofort am erſten Tage, an dem der Gene-
ralſtreik in Wirkſamkeit getreten iſt, bekanntgegeben.

So weiß man doch wenigſtens, wo die nativnaliſtiſch ver
lödeten Verräter an der Arbeiterklaſſe ſitzen und was von ihnen

zu erwarten iſt, falls wirklich wieder einmal ein Generalſtreik zur
Abwehr kvonterrevolutionärer Gelüfte notwendig werden ſollte.

Beilegung des Aerzteſtreiks. Die Verhandlungen, die am
21. Juni im Reichsarbeitsminiſterium in Berlin zur Beilegung
der Streitigkeiten der Kaſſenärzte mit den Krankenkaſſen ſtatt
gefunden haben, haben zu einer vollen Uebereinſtimmung geführt.
Die beiderſeitigen Art werden die nötigen Weiſungen
ergehen laſſen, wann der vertragsloſe Zuſtand aufzu-
heben iſt.

Unbeachtetes Papiergeld. Man hat ſich in der Oeffentlichkeit
daran gewöhnt, bei der Feſtſtellung des PapiergeldUmlaufes allein
die Zahlen der Reichsbankausweiſe zu beachten. Tatſächlich ſind
aber neben Reichsbanknoten und Darlehnskaſſenſcheinen auch noch
Scheine der vier letzten bundesſtaatlichen Not nken (Sächſiſche
Bank, Bayeriſche Notenbank, Badiſche Bank, Württembergiſche
Notenbank) in größeren Mengen im Umlauf. Der Wert dieſer
Banknoten nach den Ausweiſen vom 7. Juni 788 (ſächſiſche),
101,4 (bayeriſche), 33 (badiſche) und 32,9 (württembergiſche), zu
ſammen 246 Millionen Mark.

preußiſche Lundesverſummlumn

145. Sitzung, Mittwoch, den 38. Juni.
ar Leinert eröffnet die Sitzung 2 Uhr 40 Minuten

und teilt mit, daß der eordnete Dr. enfeld (US.) ſein
für den Reichstag niedergelegt

da ſt m ordneten Dr. Friedberg m.) widmet der
zräſident einen kurzen Nachruf.
Das us verweiſt dann einen Antrag des Abgeord

neten Adolf Hoffmann (US.) um
Einſtellung des Strafverfahrens gegen den Abg. Kilian
an den Geſchäftsordnungsausſchuß.

Der Geſetzentwurf über die Standesvorrechte des Adels und die
Auflöfung der Hausvermögen wird danach ohne weſentliche Aus
ſprache in zweiter und dritter Beratung gegen die Deutſchnatio-
nalen angenommen.
Ss folgt die erſte Beratung des r über die Ab
änderung des S 10 des Geſetzes über die Befähigung zum höheren
Verwaltungsdienſt.

Abg. Meyer (Frankfurt, Dem.): Die Möglichkeit zur Tätig-
keit in der inneren Verwaltung muß auch Perſonen erſchloſſen
werden, die nicht die Befähigung zum Richterdienſt haben. Die
Politiſierung der Verwaltung darf aber nicht ſo weit gehen, daß
Männer übernommen werden, nur weil ſie einer beſtimmten
Schicht angehören. Es kommt lediglich auf erwieſene praktiſche
Tätigkeit an. Wir beantragen Ausſchußberatung.

Ein Regierungsvertreter: Der Entwurf beſeitigt
ſchweres Unrecht beiſpielsweiſe gegen die Schulmänner, die bisher
nicht in leitende Stellungen kommen konnten.

Abg. Frau Dr. Wegſcheider (Soz.): Wir erwarten von
dem Enkwurf die wünſchenswerte Herſtellung des Gleichgewichts
zwiſchen Schulmännern und Verwaltungsbeamten. Mittlere Be
amte, die über große Erfahrungen verfügen und ihre organi
e Fähigkeit erwieſen haben, müſſen in leitende Stellungen

mmen.
Abg. Lichtenſtein (US.): Der Entwurf bedeutet nur eine kleine

Breſche in eine der Hochburgen der preußiſchen Reaktion. Jm
Intereſſe der mittleren Beamten muß ſie erweitert werden.

Nach Ausführungen der Abgg. Lüdicke (Dn.) und Dr.
v. Richter (DV.) wird der Entwurf einem Ausſchuß von 28 Mit
gliedern überwieſen.

Das Haus vertagt ſich auf Donnerstag 225 Uhr: Aenderung
ichereg Werfaſſung hinſichtlich der preußiſchen Stimmen im

eichsrat.

Nach den Beſprechungen im Aelteſtenrat wird die Landes
verſammlung zunächſt nur am Mittwoch und Donnerstag tagen
und morgen den Notetat für 1920 und den Antrag des Verfaſſungs-
ausſchuſſes erledigen, der von der Reichsregierung eine Abände-
rung der Artikel 61, 63 und 168 der Reichsverfaſſung, insbeſondere
der in dem letzten Artikel gegebenen Frift zur Verabſchiedung des
Geſetzes über die Ernennung der preußiſchen Reichsratsmitglieder
verlangt. Dann wird ſich das Haus bis zum 5. Juli vertagen,
man hofft, daß ſich die politiſche Situation im Reiche inzwiſchen
geklärt haben wird. Nach dem Wiederzuſammentritt ſoll die
Etatsberatung mit der daran anſchließenden großen politiſchen
Ausſprache beginnen. Dieſe ſoll bis zum 8. Juli dauern. Als-
dann will man ſich von neuem vertragen, weil während der Zeit,
wo die Abſtimmnungen in Oſtpreußen ſtattfinden, keine Sitzungen
ſtattfinden ſollen.

Zur Frage der Weiterberatung der Verfaſſung
äußerte der Vertreter der Deutſchen Volkspartei die Anſicht, man
ſolle jetzt nicht mit der Beratung beginnen, da durch die Reichs-
tagswahlen eine ganz andere politiſche Grundlage geſchaffen ſei.
Dem ſchloß ſich auch der Vertreter der Unabhängigen an. Von der
Sozialdemokratie dem Zentrum und den Demokraten wurde jedoch
widerſprochen und man einigte ſich dahin, daß eine Entſcheidung
in dieſer Frage jetzt noch nicht herbeigeführt werden ſoll, ſondern
daß der Ausſchuß ernſthaft in die Weiterberatung eintritt, damit
die zweite Leſung bald zuſtande kommt. Nach Abſchluß der zweiten
Leſung im Plenum ſoll dann endgültig über die Verabſchiedung
der Verfaſſung und über die Auflöſung des Hauſes Beſchluß ge-
faßt werden.
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Die Preußiſche Verfaſſung im Ausſchuß.
Der Ausſchuß beriet am 21. und 22. Juni nach Erledigung einer

Reihe von Bittſchriften, die ſich auf die Selbſtändigmachung
der Provinz Hannover, auf Proteſte gegen den Friedensvertrag
und andere Gegenſtände bezogen, die Verfaſſungsvorlage weiter.
Er nahm den vom Abgeordneten Hirſch gegebenen Bericht des
Unterausſchuſſes über Volksbegehren und Volks-
entſcheid entgegen, der die unmittelbare Teilnahme des ganzen
Volkes an der Geſetzgebung regelt.

Volksbegehren können gerichtet werden:

r en ſeiner Wa

1. auf Aenderung der Verfaſſung,
2. auf Erläß von Geſetzen,
3. auf Einberufnug oder Auflöſung des Land

tages.
Sie ſind an das Staatsminiſterium zu richten und von dieſem

unter m Stellungnahme unverzüglich dem Land
tag zu unterbreiten. Dem Volksbegehren muß ein aus-
gearbeiteter Geſetzentwurf zugrunde liegen. Volksbegehren ſind
nur rechtswirkſam im Falle 2, wenn ſie von einem Zehntel, in
den Fällen 1 und 8, wenn ſie von einem Fünftel der Stimm-
berechtigten geſtellt werden.

Ueber fragen, d ſetze und Beſoldungsord-
nungen iſt ein Volksbegehren nicht zuläſſig.

Volksentſcheide finden auf Volksbegehren und in den ſonſt in
der Verfaſſung vorgeſehenen Fällen ſtatt; ſie ſind nur rechtswirk-
ſam, wenn die Mehrheit der Stimmberechtigten daran teil
genommen hat.

Verfaſſungsänderungen oder Anträge auf Auflöſung des
Landtags bedürfen der Zuſtimmung von 35 der abgegebenen
Stimmen, mindeſtens aber der Mehrzahl der Stimmberechtigten.
Die Abſtimmung kann nur bejahend oder verneinend ſein.

Nachdem der Staatsrat als zweite Kammer neben dem Land
tag beſchloſſen iſt, ſind die Rechtsparteien beſtrebt, den Präſidenten
des Staatsrats, der von beiden Kammern gemeinſam gewählt
werden ſoll, als monarchiſch gefärbte Staatsſpitze auszugeſtalten,
Die Debatte wird ſich hauptſächlich darum drehen, welche Befug
niſſe dem Präſidenten zuſtehen werden. Das Zentrum ließ durch
den Vorſitzenden Abgeordneter Porſch feſtſtellen, daß die Schaf
fung einer „Staatsſpitze“ im eigentlichen Sinne ihm fernläge. Die
Rechtsſozialiſten erklärten durch ihren Abgeordneten Heil-
mann, daß, gleichgültig welche Bezeichnung man heranziehe, ein
Präſident des Staatsrats, der Miniſter ernennen und den Land
tag anflöſen könne, für ſeine Partei unannehmbar ſei.

Bei der Frage des Wahlrechts und ſeiner Ausübung war
ſtreitig, ob die einſchränkenden Beſtimmungen wegen der Geiſtes-
kranken und Ehrverluſtigen, ſowie des Ruhens des Stimmrechts
bei den Soldaten, im Wahlgeſetz oder im Text der Verfaſſung ſelbſt
Aufnahme finden ſollten. Letzteres fand Annahene.

Bei der Frage der Wahlprüfungen vertrat der Vertreter
der Unabhängigen allein den Standpunkt, daß nur der Landtag
ſelbſt das Recht habe, die Gültigkeit des Mandats zu prüfen. Mit
den Bürgerlichen waren die Rechtsſozigliſten für die Bildung eines
beſonderen Wahlgerichtshofes, wie ihn auch die Re

gierungsvorlage vorſieht, in dem neben drei Abgeordneten zwei
Mitglieder des Oberverwaltungsgerichts mitwirken ſollen.

Bei der Beratung über die Legislaturperiode beantragte
die Unabhängige Sozialdemokratiſche Partei, die Dauer auf zwei
Jahre ſtatt vier herabzuſetzen. Die Mehrheitsſozialiſten traten
für drei Jahre ein. Unſer Vertreter Abgeordneter Obnik konnte
den Demokraten, die für die Dauer von vier Jahren ein
treten, vorhalien, daß ſie damit die alte Programmforderung der
Liberalen auf kurze Legislaturperioden aufgeben, die ſie gegen
Bismarck und den Abſolutismus jahrzehntelang verfochten haben,
und er fragte bei dem Abgeordneten Richter von der Deutſchen
Volkspartei an, ob er ſich bei ſeinen neuen Parteifreunden, den
alten Freiſinnigen Mugdan und Wiemer, ihrer Zuſtimmung ver
ſichert hätte. Da auch das Zentrum ſich für die Dauer von vier
Jahren entſchied, fand die Vorlage Annahme. Dagegen wurde
auf Antrag der Unabhängigen die Neuwahl des Landtags
vor dem Ablauf der Wahlperiode des alten Landtags gelegt. Nach
Auflöſung des Landtags ſoll ſeine Neuwahl innerhalb von
60 Tagen erfolgen. Statt des Präſidenten der letzten Tagung,
wie die Regierungsvorlage vorſah, ſoll das Staatsmini-
ſt er i um den Landtag berufen. Für dieſe Beſtimmung, die auf
den Landtagszuſammentritt der Regierung Einfluß einräumt,
traten auch die Rechtsſozialiſten ein. Es ſoll dem Landtag aber
analog dem Reichstag auch ein Selbſtverſammlungs-
recht, und zwar für den zweiten Dienstag im November bleiben.
Ferner fand der Antrag der Unabhängigen Annahme, daß ſchon
ein Fünftel, nicht erſt ein Drittel der Abgeordneten den Zu
ſammentritt des Landtags fordern kann.

Der Vorwärts unterſtellt dem Genoſſen Obnik, er ſei im Ver-
faſſungsausſchuß dafür eingetreten, daß das Wahlrecht der aktiven
Soldaten ruhen ſoll. Das iſt nicht der Fall. Er iſt aber dafür
eingetreten, daß die Beſchränkungen des Wahlrechts als des
wichtigſten Staatsbürgerrechtes nicht außerhalb der
Verfaſſung durch einfache Geſetzesbeſtimmungen geändert werden
können.
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s Es ſauſt das Rad
Eine Ergählung aus dem amerikaniſchen Arbeiterinnenleben.

Von Dorothy Richardſon.
Eingig berechtigte Ueberſetzung von Werner Peter Larſen.

Wenn das Lokal nur gerade heute nicht geſchloſſen war. Nein,
Gott ſei Dank, nicht! Jch war der erſte Gaft. Die hübſche junge
Kaſſiererin hatte ſich gerade an die Kaſſe geſetzt und die Kellneuinnen waren noch daher ihre weißen Servierſchürzen und Häub-

chen feſtzuſtecken, als ich möglichſt unauffällig eintrat. Die
Kaſſiererin lächelte mir ebenſo freundlich zu wie ſonſt und gab
ſich den Anſchein, als gewahre ſie mein Ausſehen gar nicht, und
da faßte ich Mut und brachte meine Bitte vor, indem ich zugleich

auf und vor mir ſtand eine alte Frau mit einem großen Meſſing-ſchlüſſel in den zitternden Händen. Sie ließ mich ein, murmelte

rgend etwas und bedeutete mir, während ſie die Tür wiederon in ein kleines Zimmer am Ende des Ganges einzutreten.

Dies Zimmer das Aufnahmeburegu war nicht minder
düſter und langweilig wie die große ſchwarzgeſtrichene Haustür.
Die Wände waren über und über mit Bibelſprüchen bedeckt, in
denen immer nur die Rede davon war, wie Gottes Zorn die Gott-
loſen heimſuchen und die ewige Strafe den Sünder treffen werde.
Mitten in meine Lektüre hinein klang hinter mir eine ſcharfe
Stimme:

„Was wünſchen Sie?“
Jch wandte mich um. Jm Türrahmen ſtand eine Dame von

etwa 40 Jahren und muſterte mich kritiſch durch ihre funkelnden
um Entſchuldigung für die Störung bat. Die Kaſſiererin hörtemir So denent und ſagte dann, das Zimmer ſtehe mir ſelbſt
verſtändlich zur Verfügung und ich ſolle mir nur Zeit laſſen und
es benützen, ſo lange ich gerade wolle. Sie ließ mich von einer
Kellnerin in die hinteren Räume führen und ſchickte mir gleich
darauf Seife, Kamm, Bimſtein, und Scherc, eine Bürſte,
eine kleine Doſe Puder und das Beſte von allem einen
ſchneeweißen Kragen.Und pegann ich mich nach Herzensluſt zu waſchen. Welch
ein unbeſchreiblicher Genuß es doch war, zu ſehen, zu fühlen und
zu hören, wie das klare warme War aus der Leitung in die
große weiße Porzellanſchüſſel rann. Jch wuſch und rieb mich, bis
die Haut zu brennen begann, und ſtand dann lange vor dem Koßen
Spiegel, um mein Haar wieder richtig zu kämmen, auszubürſten
und in Ordnung zu bringen. Ja, nun würde ich wieder eine Weile
cushalten können, und nun konnte ich den Menſchen auch wieder
als ſauberer Menſch gegenübertreten! Jch bürſtete meine Kleider
ſorgfältig aus, feilte meine Fingernägel, legte den geliehenen
Kragen an und trat dann in den Speiſeſaal hinaus, um mich bei
der Kaſſiererin zu bedanken.„O, W iſt g gar nicht der Rede wert ſagte dieſe lächelnd.
„Und den Kragen behalten ſie nur, ich habe ſie zu Dutzenden daheim
liegen ſie koſten ja nur ein paar Cent. Und wenn ich in der
Klemme geweſen wäre, hätten Sie für mich doch ganz das gleiche
etan, denn wenn wir arbeitenden Frauen einander nicht helfen
ſuten, dann wüßte ich wirklich ni Leben Sie
alſo recht wohl einſtweilenl“War ArbeiterinnenHeim war ganz in der Nähe und ſah von

außen nicht ſonderlich einladend aus. Es war ein kalter nüch-terner ehe mit einer ſchwarzgeſtrichenen, nickelbeſchlage-
nen Tür, die den düſteren Eindruck des Hauſes noch erböhte. d

und. bald darauf hörte
Die Tür ging langſam

t, wer es ſollte.

Jch vorſichtig an der Hausglocke; ſie klingelte nicht.n e dann kräftiger,
drinnen te näherten.

wartete eine
ich, wie ſich von

Brillengläſer. Jhr bereits ergrautes Haar war feſt um den Kopf
zuſammengezogen und im Nacken zu einem kleinen Knoten ver
ſchlungen. Wie ſie eigentlich hieß, habe ich niemals erfahren; im
Hauſe hieß ſie nur „das Geſpenſt“ und ich habe ſie niemals anders

nennen hören, aber ich muß fagen, daß ſie ihren Namen wirklich
nicht zu Unrecht trug, denn ſie ließ keine Gelegenheit vorüber-
gehen, um uns nach Kräften zu ſchikanieren und zu ſchinden.

„Jch möchte gern ein kleines Zimmer mieten,' ſagte ich.
„Hm. Haben Sie Geld?“
„Ein wenig.“
„Wieviel?“
„Noch etwa einen Dollgr.“
„Und was haben Sie an Sachen?“
„Nichts,“ ſagte ich und erzählte ihr die Geſchichte von dem

Brandunglück, von Henriette und der freundlichen Kaſſiererin.
Sie hörte mir zu, ohne mich ein einzigesmal zu unterbrechen; aber
als ich geendet hatte, glaubte ich ein kleines
ſo unbeweglichen Geſicht wahrzunehmen.

„Alſo kommen Sie mal mit,“ ſagte ſie, indem ſie durch einen
langen, dunklen Gang vorausging. An einer Biegung des Ganges
kamen wir an eine Treppe, durch deren Fenſter die Sonne auf die
weißgetünchten Wände und die blankgeſcheuerten Eichenſtufen fiel.
Hier machte „das Geſpenſt“ halt und wollte mir gerade erklären,wo das Zimmer der Werten ſei, als droben eine Tür aufging

und ein ganz kleines Mädchen mit einer großen Schüſſel voll
warmen Waſſers heraustrat. Sie hielt die Schüſſel, als ſei es
eine Puppe, krampfhaft im Arm und demühte ſich, ſo vorſichtig
wie nur möglich zu gehen dennoch aber ſchwappte bei jedem
Schritt, den ſie tat. das Waſſer über den Rand t

„Julig,“ ſagte „das Geſpenſt“, „führe mal dies junge Mädchenhier zu ber. Pitbladder hinauf und ſag, ſie wolle mit ihr wegen

oſt und Rainer De re gewagw Nr.Pitbladder iſt die Jnſpektorin; an ſie müſſen Sie zahlen, und ſie
wird Jhnen auch über alles Sonſtige Beſcheid ſagen.“

ächeln in ihrem ſonſt

Sie wandte ſich zum Gehen, drehte ſich dann aber noch einmal
um und rief uns nach:

„Und beeile dich, Julia, trödle nicht wieder ſo lange, denn ich
rauche dich drunten in der Küche!“
v antwortete das Kind ſcheu und warf einen verſtohlenen

Seitenblick auf mich.
Es war ein ſchwach entwickeltes eines Mädchen im Alter von

8--9 Jahren. Sie trug eine blaukarierte Schürze, die den ganzen
Körper bedeckte und nur die Schuhe ſichtbar werden ließ. Jhr
Haar war kurzgeſchnitten und ihr Geſicht merkwürdig alt; hätte
man ihr Alter nach dem Geſicht beſtimmen wollen, ſo hätte man
ſie auf Fünfundzwanzig ſchätzen müſſen. Sie lehnte ſich an die
Wand und betrachtete mich neugierig; ich merkte, ſie ſchätzte
mich ab.

„Was du für ein feines Kleid anhaſt,“ ſagte ſie und ſtrich vor
fichtig mit den Fingerſpitzen darüber hin.

„Ja, es iſt auch mein einziges,“ ſagte ich und lachte. „Eins muß
wenigſtens anſtändig ſein.“

Dann nahm ich ihr die Waſſerſchüfſſel ab und trug ſie die Treppe
hinauf, während ſie mir folgte, die Schürze, um nicht zu fallen,
mit den Händen emporhebend. Als wir oben angekommen waren,
nahm ſie mir mit einem dankbaren Blick, aber ohne ein Wort zu
ſagen, die Schüſſel wieder ab und klopfte leiſe an eine Tür.

„Herein!“ rief eine ſcharfe Frauenſtimme von drinnen.
„Mrs. Pitbladder,“ ſagte Julia, noch kaum daß ſie die Tür ge

öffnet hatte, „die Dame unten ſagte, dieſe junge Dame wolle mit
Jhnen darüber ſprechen, daß ſie hier wohnen möchte.“

Jm Zimmer waren eine alte Dame und zwei kleine Mädchen
anweſend; die Dame ſaß halb angezogen in einem großen Lehn-
ſtuhl; die Mädchen trugen genau dieſelben Schürzen wie meine
kleine Begleiterin. Eine der beiden Kleinen war gerade damit
beſchäftigt, der Dame die Haare mit einer Brennſchere zu kräuſeln,
die ſie über einem Spiritusgeſtell erwärmte, die andere polierte
ihr eifrig die Fingernägel.

„Komm herein und mach endlich einmal die Tür zu!“ rief die
Geſtalt im Seſſel, während ſie eine Haarſträhne emporhielt, damit
fie nicht mit den ſchon gekräuſelten zuſammenkomme.

„So, Sie möchten alſo bei uns wohnen, meine Liebe?“ fragte
die Stimme, und ſofort begannen die drei Kleinen ſich allerlei
gebeime Zeichen zu machen. J„Ja, das möchte ich gern,“ antwortete ich und fühlte mich an

als anderswo.

genehm berührt von der freundlichen Weiſe, in der ſie zu mir
ſprach.

„Sie arbeiten wohl in einer Fabrik?“
Jch erwiderte, daß ich hoffe, in den nächſten Tagen Arbeit zu

finden.
„Jch habe mir ſagen aſſen, daß ich hier billiger wohnen könne,

(Fortſetzung
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ülle und Gaullrets
Sekretarigt: Haryzochentags von r und n m

Fernſprecher 1473.Oeffentl. Verſammlungen

Nietleben.
25. bends 8Freitas x Sorve udr. n
Dachritz.

bend. den 26. bends 8e h
Sennewitz.

vend, den 26.on SeNiemberg.
Sonnabend r. ret d 8 Udr.

re Mr.

Naundorf.
nnabend, den 28. Juni. abends 8 Uder,So en Gaſthof Huſung.

J Beeſenlaublingen.
bend, 26. J 8e r Sander zur er ne

Tagesordnung in allen Berſammlungen:
Der 10prozentige Steuerabzug!

Warum beteiligen wir uns nicht
an der Regierung

Redner
Genoſſen Krüger,Kraußer, Jänicke. Kichrer nke, BVohla.

Zu zahlreichem Beſuch ladet ein
Der Vorſtand.

Mtglleder Verſammlungen
Kanuena.

Freitag. den i e 8 Uhr,
Dölau.

Freitag. den 33 e s Udr, im

Büſchdorf.
e

Eltern-Verſammlung.
Amtliche Eltern ſind n n

ſerdand der bemeinde. n. SMaatrardeie,

(Ftale Halle a. 8.)
Donnerstag, d. 24. Jnni, abds. 7 Uhr im Voſrepark:

II. öffentl. Perannlung

Aer rfät. Handwerrer, Ardefter m Ardetenmen

Tagesordnung
1. Stehnungnahme zum Sohiedssprueh

Versohiedenes.

Der Einbderunſer. L A.: HerstelFeutrelbechond det Zimmerer

Sonnabend, den 26. Juni, abende 7 Ahr,
im „Volkspark“:

exſe r et Iurung.
TagesordnunBekanntgabe der Verhandlung des

Schlichtungsausſchuſſes.
Alle Zimmerer, die bei der Banausführungs

Genoſſenſchaft in Arbeit ſtehen, werden erſucht,
nach der Verſammiung an einer wichtigen Be

Der Vorſtand.

Konvunverein für begvit u. Im

e. G. m. b. H
Fonntag, den 37. Jan 4920, nahm 3 Vhr,

in der Aula der Soknle mm Bockwitz:

Ceneralversummlune.
Tagesorädänang:

1. Geschäftsbericht
g. Wahl der ausscheidenden Auftichteratemitglieder.
8. Bericht vom r unter beeonderer

Berücksichtigung der negen Steuergesetsze.
4. Anträge nach S 832 des Statats.

Genossenschaftliches.
Da diese Versammlaung besonders auftärend

wirken soll, erenchen wir um recht rahlreiches er-
neheinen, auch der Frauen.

Der Aufsiehtsrat.Wilhelm Hers, Vorvitaender.

Für 15,
dekommt jeder Herr emnen

neuen Herrenkut
pveardaſb 2 Tagen, wenn er eines ahnen Rus im der
Wiener Herrenbut-prexrerel, lager Sr. N. B

reinigen und faeeonieres Be

ſprechung teilzunehmen.

*783

an ca

r Straße 88
Ab morgen Ad morgen

Der einzig dastebende Sport-
und Spiolülm:

Die Spieler.
Ein hoohaktuelles Drama in s Akten
nach dem bekannten Clistein- Roman

von Ludwig Woltf.

In den HRauptrollen:

Hch. Peer, Käthe Haack,
Korl Beckersachs.

Vorfährung: 10 6.20 8.80 Uhr.
nnnmnmiunninunmn

Heute leteter Tag:
Die slerbende Salome.

CCCCGCADIIIIIII IIIIIIIIII«I

Alte Promenade 11 a
Ab morgen Ab morgen

Erstaufführung

PAIIENCE
oder: Die Karten des Todes.
Eine schottisehe Baſlade in s Akten.

In den Hauptrollen:
Konrad Veidt,

Adele Sandrock.
Vorführung: 4.20 6.90 8.40 Uhr.

Heute letster Tag:

Des große licht.

Wochentags bis 5 Uhr n ſieine Preise
bei vollem Programra! 1829

II. Mats 1,--, L. Plats Rang 8, 4, einsohl. Kortov-tovor.

F.7

vnchen. 3

In der H

Liist Spiel in 3 Akten mit
IIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIII

MIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIN

W äh
Der Ab Froeojitag, den 25. Juni l
wären Erstaufführung! mmkine Deimonde-Hetral

Das Schicksal einer Ehs in S Akten.
gauptrolle:

Lya Mara.
Er oder Er

Fernruf 5661

um

1845

Gerhard Dammann.
DIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIergen ietzter Tag: DAS ERAUEMN.

GIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIII
Woehentnga auf allen Plätzen bis 5 Uhr mnehm.

Kleine Preolse bet vollem Programm
Sonntags u. Wochentags Einlat 3', Uhr, Beginn 4 Uhr.

1839ohne Hamenaufäruck.
Fobo, ord Xelson, T. m. R. OGeviare, Gold-

Hake, Strand, v. Rizknalia u. o
Heu vergteuernt le v. 410 Mk. an.

DHeutsche ZTigaretten zu Fabrikpreisen.
Zignrren u. Figarillos in Kleinen u. grossen
Pocoten für Wiederverkinfer und Wirte.
PDoctstr. 6 K. Gimpel, Poststr. 61

Arbeits markt

Einen älteren tüchtigen

Horizontalbohrer
einen e ch anike r e
einen tüchtigen Antogenſchweißer fucht

Städt. Arbeltxumt, Weitere tbe

Dreher U
z Hobler zwerden gesneht. v

Off. unt. V. H. 671 an die Expd. d. Bl.

kchte Chesterffelt

847 Magdeburg k

S Bitterfeld. e
e

n der Woche vom 20. bis 26. Juni 1920 kommen
auf den Fleiſchmarkenabſchnitt ur Ausgabefür die Fleiſchverkaufsſtellen der ßair sſchlächterei

Bitterfeld a) Stadt Bitterfeld 125 Gramm Auslands-ſpeck; b) Bitterfeld Land ſoweit der Vorrat reicht,
für Erwachſene 150 Gramm Friſchfleiſch, für Kinder
unter 6 dren 75 Gramm Friſchfleiſch,
Gramm Auslandsſpeck. Jn den üb ige
verkaufsſtellen des Kreiſes kommt Friſch

e el u b 8,15 Mk. für Auslanreits z 23. Juni 1920.
Der Kreisausſchuß des es Bitterfeld.B.: Stammer, sdeputierter.

Zuckerbeliefernng ſür Monat Juli.
Auf r ng der Provinzialzuckerſtelle in

ommen für Monat Juli nur 500 Gramm
Zucker als Monatsmenge Ausgabe. Wir weiſen
i Zuckerhändler des Kreiſes befonders darauf hin,die Belie eferung der Monatszuckermarken nur

r angegebenen Me l darf.Bitterfeld den 21. Juni 1
Der Kreisausſchußs des Kreiſes Bitterfeld.

J. V.: Stammmer, Kreisdeputierter.
Kreis Fürſorgerin.

a den Kreis iſt die Stelle einer Kreisger n u z ſpätere v als
z r nnenn r t aner kannte

b Ceeter s un beerenſowie der t e r
et

ung e ch

erne be

n
Kreisangſrl Ziuerſel

v 125Fleiſchſieiſch zur
r t Der Kleinverkaufspreis t re sſpeck

ie Ver a W F3 t e ue e ee utn amt abzulirägt r i6 Gramm 2,
Verkauf von S

Der Verkauf an mal findet am Sonna
den 26. n en 100 Gramm jezur ehe u et bei den Fl Fleiſch enen Vie r Kundenliſte S

W en re 22 der Einfuhr Zu
e Park nd in üblicher

bis zum 28. Juni an das Stadternährungsamt
lie gr. m e anelsverkaulspreis eträgt jür

e en eht Seine mit dige Rummern
ormittags von 8--12 Uhr, und die Inbode de

Nummern 46001--63000, nachmittags von 2 u

Es kann an ſede Perſon r r e Pfundzum Preiſe von 9 M. fü
gegeben werden.

Verkauf von CornedBeeſ.
Sonnabend, den 26. d. M., werden bei den

ushaltes 100 Gramman n e fede z er
ornedBeef Zrra Frau i Figigt u untAbtrennun arken bden Kinder atte für die Wo e vom 21. tig
s Der Verkaufspreis beträgt für 100 Gramm

n Verkauf von TrockeneiSonderverteilung)
der Talamtſchule am Freitag, den 25. Juni 1920ugelaſſen herken die Jnhaber der
e ſcheine m den Nummern 40001--46000,

Uhr, und die Jnhaber der
der mittags von 8--12

Nummern 46001--53000, e n von 2--6Uhr,
Für jede Perſon eines gusg tes werden 50 Gramm

abgegeben. rammum Preiſe von 4Erockenei entſprechen 3 Güte von 6 Eiern.

Städtiſcher Verkauf von mer Bohnen mit Fettin der r e am Freitag, de i F
v gelaßen 2 Einkauf werden d aber derßenzmltte ſcheine mit den Rrten e 7300,

Fs und die Jnhaber der
r von 2--6 Uhr.

rmitags von 8--12
Skümmerk 73501--786 500

ede Perſon eines Haus ltes können 2 Doſen
reiſe von 2 Mk. für die Doſe abgegeben werden.

Für

Neue Fettkarten.
zum

n 28. Junt, bis Sonnabend, denuli 1920, werden in den ſtädtiſchen Martken
abeſtellen zugleich mit den Brotmarken neueen e en. Der Lebensmittelſchein iſt

vorzulegen. ettkarte für eine eserhalten La die Jnhaber der Lebensmittelſcheine
ſoviel Fettkarten, als der Zahl der Haushaltungsan hen en nach dem en ein entſpri
Se bwegerger und Perſonen e dButter beziehen oder bekommen, W en die Fett

karte nicht in Empfang e Er n

om Montag, de

nd beim viqn engu na len.r angeblich t Prrükoigte en, findet
mehr ſtatt.

Städtiſcher Verkauf von Käſe
in der Talamtſchule am itag, den 25. Juni 1920ugelaſſen z Einkau werken die ehe der
Lebensmittelſcheine mit den Nummern
vormittags von 8--12 und ne von 26Es werden an fede S erſon eines Haushaltes 70 z
zum Preiſe von 60 Pf. abgegeben.

Auf Grund der Bekanntmachung des Reichs
Kanzlers über den Verke mit Sü alten 430 Jl 1916 und der Ve aur r lage rbei vom 28. r eg7 er zur der Be

d den e Oktober1916 für den wign e ecnel
C erſon ein s lteg annen rei Brief nt (ſo eng zum Preiſe vonaket Saat e derde hruchien Be t in geheken käufli wer n werden.

t er er ufer die Marke 535
des gen bezug eines Nr. fe drei BriefchenSüßſtoff abzutrennen. äehänne
bezugsſcheinabſchnittes iſt unerläßlich und
jedem Falle zu erfolgen.

Städtiſcher Verkauf von Kerzen
der Talamtſchule am Frektag, den 25. Juni 1920

oder in denBei dem Sern

ren
hat in

e W re v werden die et derensmitte ne m n Rummern 68es von 8--12 Uhr, und die 7 53
Nummern 73 501--78 500, na ags von 26 uW t Haushalt können drei Kerzen zum Pre

von 4 Mk. abgegeben werden.

Zur Erlangqung von Frtwre für ein Volks
das für Halle wird neben einigen beſonders zur
eteiliqu Halliſchen r 227r den ortsanſäfſigen Künſtlern, welche vor dem 1. a

1919 bereits hier an ſo waren, ein öffentli
Wettbewerb ausgeſchrieben. Das Preisrichteramt
aben übernommen: I. Stadtbaurat a
2. Stadtbaurat u ring, Leipie tektTaut Se egieru kein er er
ruhe), e bigen reiſenen 15000 verte n une nach Puniten in der
daß jeder, einem Entwurf zu vrs s puT bareieferung: 3. Dezember e ig gbauamt, Rath Weg
bewertung Ah vom ögruver Hochbar R et 6, Zimmer W. gegen eineGebühr vor bezogen 77 er Betrawird zurück echt wenn Bewerber einen
wurf n tig änteigt oder die Unterlagen innerhalb einer h zurückſendet.

Wolfen.
Einwohner Wolfens

Zum utz der Felder, Gehöfte und en iel
Anlagen Amtsbezir s inallen h e r gertgefe u Fe tge n a r er un en werau

t von i ute enne 1920. 841
Der Gemeindevorſteher,

45 Jn Vertretung: Kempe.
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Nr. 145. 31. Jahrgang. Beilage zum Volksblatt.
e

die Verbindung mit Sowjetrußland aufrechterhalten. Er war ein
Spitzel, ließ die ganze Leitung der Memeler Kommuniſten verhaften
und iſt während des Putſ als i rtreter iKönigsberg Ncſteteetener es OWlerſteltve m

Die franzöſiſchen Sozialiſten und die 3. Jnternationale.
Nach einem Telegramm aus Moskau wird die Zulaſſung

der franzöſiſchen Genoſſen zur dritten Jnter-
nationale von dem Verzicht auf jeden Gedanken an eine ſo
genannte vierte Jnternationale abhängig gemacht. Außerdem
ſollen die franzöſiſchen Sozialiſten ihren aufrichtigen Glauben an
die Diktatur des Proletariats durch revolutionäre
Propaganda und revolutionäre Aktion beweiſen. Die Humanité
berichtet zu dieſer Meldung, es müſſe ein Mißverſtändnis
vorliegen; von den franzöſiſchen Genoſſen habe niemand ernſtlich
an die Schaffung einer vierten Internationale gedacht.

Verbandstag der Buchdrucker.
Nürnberg, 20. Juni 1920.

Siebenter Verhandlungstag.
Nach Eröffnung der Verhandlungen durch den Vorſitzenden berichtet

Eifler (Berlin, Verbandsvorſtand) zu den Anträgen der von den
Gebietsabtretungen betroffenen Mitgliedern. Es liegen An
träge aus Nordſchleswig vor, die gemeinſam die Erhaltung der Jn
validenverſicherung im Verbande zur Grundlage haben.

Prüter (Kiel) tritt für die geſtellten Anträge ein und gibt Kennt
nis von den Verhandlungen mit dem däniſchen Buchdruckerverbande. h

Reuland (Saarbrücken) ſchildert die Militärdiktatur der kapitali-
ſtiſchen r im Saarrevier. Für nichtanſäſſige Perſonen
beſtehe Redeverbot. Die Kollegenſchaft im Saarrevier hoffe auf ein
weiteres gutes Zuſammenarbeiten mit dem deutſchen Verbande.

Wagner (Poſen) führt aus, daß in den polniſch beſetzten Gebieten
die Exiſtenzmöglichkeit für die deutſchen Kollegen immer ſchwieriger
würde. Es bleibe nichts anderes übrig, als die deutſchen Kollegen
in einer beſonderen Oxganiſation zuſammenzuſchließen. Die Vor-
arbeiten dazu ſeien bereits getroffen. Redner bittet, daß die Kollegen
im beſetzten Gebiete ihre Rechte im V. d. D. B. erhalten können.
Die (Danzig) geht auf die Zuſtände im neugeſchaffenen Freiſtaat
anzig ein.Hof (Karlsruhe) wünſcht eine loyale Regelung der Abtrennungs

frage und verweiſt auf die jetzige Lage in Elſaß-Lothringen.
Reisner (Königsberg) als Vertreter des Gaues Oſtpreußen,

verliere ſchon jetzt 60 Kollegen jenſeits der Memel. Doch ſeien dieſe
Kollegen noch Verbandsmitglieder und wünſchten es zu bleiben. Die
Lage dort oben ſei durchaus noch nicht klar.

Mai (Kattowitz) überbringt den Wunſch der oberſchleſiſchen Kollegen-
ſchaft, auch fernerhin im deutſchen Verbande zu bleiben.

Greven (Aachen): Jn der Arbeiterſchaft ſei zunächſt der Be
ſatzung ruhig entgegengeſehen worden. Als jedoch die Todesandrohun
gen und unzähligen Verbote (Zuruf: Wie bei uns!) gekommen ſeien,
habe die Stimmung umgeſchlagen. Die Kollegen in den abgetre
tenen Gebiete wünſchten ein ferneres Verbleiben im Verbande.

Seitz (Berlin) bemerkt, daß die Generalverſammlung prinzipiellbeſchließen müſſe, daß den durch Abtretung ins Ausland gekommenen
Mitgliedern durch einen weiteren Wochenbeitrag von 50 Pf. die ger
validenunterſtützung erhalten bleibt. Jm übrigen werde der Ver
bandsvorſtand bemüht ſein, die Auseinanderſetzungen in kollegialer
Weiſe zu führen. Jn Poſen werde ſich kaum auf längere Zeit hinaus
eine deutſche Gewerkſchaft durchſetzen laſſen. Es hänge dort noch alles
in der Schwebe. Danzig werde einen eigenen Gau gründen müſſen.
Elſaß-Lothringen leide ſtark unter den Gegenſätzen zwiſchen Deutſchen
und Franzoſen, aus denen Ungere entſtanden ſeien, an denen
beide Teile Schuld trügen. Die Elſaß-Lothringer ſeien früher als
ganze Organiſation übergetreten und jetzt wieder als ganze Organi-
ſation ausgeſchieden. Es habe eine kollegiale materielle Auseinander
ſetzung ſtattgefunden auch bezüglich der Jnvaliden.

Einige Vertreter aus den beſetzten polniſchen Gebieten ſchildern noch
einmal die Schwierigkeiten, mit denen die deutſche Preſſe im beſetzten
Gebiete zu kämpfen hat und bitten, keine engherzigen Beſchlüſſe zu
faſſen. Jn wenigen Jahren würde der größte Teil der Kollegen in
Deutſchland ſein.

inen
eben

Militariſtiſche Menſchen
und ökonomie.

rſtenGe Von Dr. Alfred H. Fried.
dew Der Militarismus kennt das Weſen der kritiſchen Prü nicht.

alten Seine Vertreter glauben, wenn ſie etwas behaupten, müſſe es ſchon
als bewieſen gelten. Und ſo verſuchten ſie in naiver Weiſe der Welt

mit von jeher glauben zu machen, daß alle Grauſamkeit im Kriege nur
für eine höchſt menſchenfreundliche Handlung ſei. Die militariſtiſche
Wir Menſchenökonomie, wie ſie deutſche Generale lange vor dem Kriege
den betrieben haben, gipfelt in der Lehre, daß die Grauſamkeiten gegen

reau Kämpfer und Nichtkämpfer dazu dienen ſollten, den Gegner raſch
ieſes mürbe zu machen und ſo den Krieg abzukürzen, was nach ihrer An
itzel ſicht „blutſparend“ iſt, demnach den Gipfel der Humanttät bedeutet.
nann Wie wenig die aufs äußerſte angeſtrengte Grauſamkeit auf den

Er Krieg abkürzend wirkt, zeigte die lange Dauer des Weltkrieges, ſeine
nungen Ausbreitung und ſeine über die ſogenannten Friedensſchlüſſe hin
Dr. ausreichenden Fortſetzungen in den Nachkriegen des Oſtens und in

Deng den Bürgerkriegen.
derer Einem in militariſtiſchem Geiſte wirkenden deutſchen Hiſtoriker,

die dem Profeſſor Delbrück, iſt es gelungen, nachzuweiſen, daß das von
mwmt ter alten öſterreichiſchungariſchen Monarchie unternommene kriege
dung riſche Vorgehen gegen Serbien auch ein Blutſparmittel war. Man
oſſin wollte, indem man Serbien niederſchlug, den Krieg mit Rußland
burg vermeiden. (Preußiſche Jahrbücher. Band 179, Heft 1, Seite 76.)
r ſich Dieſe verbrecheriſche Logik wurde aber durch die Tatſachen wider
ndel, legt, indem dieſer gutgemeinte, aus Menſchlichkeitsrückſichten unter
eran nommene Krieg gegen Serbien das größte Maſſaker der Welt

geſchichte herbeiführte.
artei Dieſe militariſtiſche Menſchenökonomie erhält aber ihre richtige
kom Beleuchtung, wenn man einmal einen tieferen Einblick in die
um Seelen dieſer „Blutſparer“ zu tun vermag. Einige Veröffent-
die lichungen der letzten Zeit ermöglichen das. Richard Dehmel,

nd der mit fünfzig Jahren als Kriegsfreiwilliger an die Front ge-
fon gangem iſt, dürfte gewiß ein unbefangener Zeuge ſein. Jn ſeinem

„Kriegstagebuch“, das vor Jahresfriſt erſchienen iſt, erzählt er
(Seite 386) folgendes: „Von einem weiter nördlich wirkenden Regi-

t. mentskommandanten, der immer „in voller Deckung“ ſaß, erzählte
wir mir ein Augenzeuge, er habe nach einem größeren Vorſtoß, als er
ngen die telephoniſche Meldung erhielt, daß eines von ſeinen Bataillonen
egen dabei 50 Prozent Verluſte erlitten hatte, lachend und händereibend
petu geſagt: „Fünfzig Prozent Verluſte famos dann kriege ich
rei ſicher das Eiſerne erſter Klaſſe!“
ande Die Orden und Ehrenzeichen werden nämlich nach der Bedeu-
rfter, tung der militäriſchen Tat abgeſtuft vergeben und die Bedeutung
rot n wird abgeſchätzt nach den dabei verurſachten oder erlittenen Ver
traf luſten. Das ſchildert deutlich der vor kurzem ermordete Pazifiſt
e ge Hans Paaſche, der, nachdem er ſich als Militär zum Pazifismus

als entwickelt hat, in einer Schrift, die er Meine Mitſchuld am Kriege
der betitelt, die während ſeiner Dienſtzeit im ſüdweſtafrikaniſchen
ichte, Krieg gemachten Erfahrungen ſchildert. Auf Seite 10 bis 11 dieſer
r zur höchſt leſenswerten Broſchüre (Verlag Bund Neues Vaterland in

Berlin) wird dieſes Auszeichnungsweſen auf Grund der Menſchen
äcker verluſte ſehr anſchaulich geſchildert. Es heißt da:

einigen Tagen hatte ich ein großes Gefecht, einen richgen liegen Trſetg r ſoundſo Sitten ten worüber
vom freudig nach der Heimat berichtet wurde. Da lagen nun die

nund blutigen und verſtümmelten Leichen; Geier kreiſten über den
dort Sandbänken des Stromes und ein ehrgeiziger Kamerad rief:
Aus „Jetzt iſt uns das ſchwarz-weiße Band ſicheregie Die Neger waren eingeſchüchtert; vielleicht hätte der Krieg jetzt
tele zu Ende ſein können, wenigſtens dachte ich, ich könnte durch den
p Waffenerfolg den Frieden weit ins Land hinein ſichern, da rief

auf mich der Befehl eines älteren Offiziers zu einer Beſprechung
t er- urück. Der Brief begann: „Jch habe den Oberbefehl im Auf-
man andsgebiet übernommen. Was barg fich hinter dieſem Satz

Jch merkte es bald: die Beſorgnis, es könnten weitere Erfolge
and auf meinen und meiner Truppe Namen gehen. Zwei Offiziere
efern redeten auf mich ein und brachten mich dazu ihnen zu einem
f an Vormarſch alle geſunden Soldaten zu überlaſſen. Als ich gar

r die nicht einſehen wollte, was das bedeutete, geſtanden ſie ſchließlich:
52 „Nehmen Sie doch Vernunft an, Sie haben JbreHülle Gefechte und Jhren Schererorden weg, ietzt
nen wollen wir ſehen, ob wir noch ein Gefecht habenund können, bevor die Geſchichte zu Ende geht.“ Das
vort ſcheint faſt unglaublich! Entrüſtet euch nicht; fragt euch mal

weshalb ihr Kriegsorden duldet und bewundert, wenn Orden ſo
wirken Der Krieger, dem Ordenszeichen winken, ſucht Gefechte
und bedauert, wenn ein Volk ſanftmütig iſt und ſich nicht zur
Wehr ſetzt. Nur ſo iſt auch der Erlaß eines Gouverneurs zu

verſtehen „Es werden künftig nur Schwertervrden beantragt.
tafen wenn auf der eigenen Seite mindeſtens zwei Mann fallen.“
lären Dieſer Gouverneur wußte ſich alſo nicht zu retten vor denen, die
ſſion im Jnnern feindliche Eingeborene entdeckten.“
ſchen Jm Lichte ſolcher Bekenntniſſe wird man die militariſtiſche
wer Menſchenökonomie nicht nur mit Mißtrauen betrachten, ſondern
eits als eine richtige Gefahr erkennen. Dieſer militariſtiſche Humani-
ver tarismus unterſcheidet ſich von jenem der Jnquiſitoren und Hexen

richter, die die Menſchen ebenfalls aus Liebe zu ihnen und im
wer Intereſſe ihres Seelenheils zu Tode quälten und verbrannten, nur
rbei quantitativ. Die Jnquiſition hat in ihrem mehr als hundert-
elnen zährigen Beſtand nicht ſoviel Menſchen getötet als der Weltkrieg
idi- in einer Woche, und die ſich ihrem Humanitätsirrſinn hingebenden
chten Militärs ſind der Menſchheit gefährlicher, als die Gerichte aller
7 Zeiten es geweſen ſind.
un nnis Aus der Partei.z Vor Spitzeln wird gewarnt!

S ähjahr 1919 war im Auftrage der Kommuniſtiſchengung gegen Wyr h Weſtpeegſgen ein Kommnuniſt tätig, der ſich
ſche Marberg nannte. Der richtige Name ſoll Burgner ſein. Burgner

Marburg war Wanderredner und erblickte er neben der Hetze gegen
Unabhängige und Rechtsſozialiſten ſeine Hauptaufgabe in einem ſteten
Drängen nach Putſchen. Viele hielten ihn für einen r andere

ten für einen unfähigen Renommiſten. Jm Frühjahr 1920 enthob ihn die
et Zentrale der Kommuniſten ſeiner Stellung. Jm April dieſes Jahres
de hatte Marberg ſein Tätigkeitsgebiet in den polniſchen Staat nach

die Graudenz verlegt. Jn der Nacht vom 24. zum 25. April wurde die
In geſamte Graudenzer Ortsverwaltung aus den Betten heraus

ſchen verhaftet. Außerdem Dutzende anderer Genoſſen Klein
zelne Tarpen bei Graudenz ſind die Verhaftungen ſo gründlich beſorgt, daß
walt von allen 98 Mitgliedern nicht eins vergeſſen wurde. Marburg iſt
haft. damals mitverhaftet worden. Einige Tage ſpäter war er abex bereits
g7 wieder in Danzig in Freiheit. Dort wurde er am 14. Mai auf
rigen Anordnung des rechtsſozialiſtiſchen Polizeipräſidenten Früngel feſt
g er genommen und nach Hauenburg v Tynrierv abgeſchoben. s ſeit

d i iſt, iſt unbekannt.Die z 24 es einem Arbeiter wird, die
och wieder zu erlangen, wenn er einmal hinter Schloß und Viel ſo
el dem ſind die fort ein r rig darburg mit den

pro ilaſſungen mehr als J.m r ankeg ren e mitgeteilt, daß die Kon mppinixcze
glich Hentrale im vorigen Jahre einen ewiſſen Mork nach Meme

Ein Antrag Kotte verlangt, daß den ſpäter wieder zurückkehrenden
Killegen die alten Rechte geſichert bleiben.

Dem Verbandsvorſtand wird Vollmacht erteilt, mit den abgetretenen
Gebieten im Sinne der Ausſprache zu verhandeln.

Damit iſt dieſer Tagesordnungspunkt erledigt.
Zum Punkt X der Tagesordnung berichtet Seitz (Berlin) über die

vorliegenden Anträge. Gewerkſchaftskongreß ſollten nur
leitende Perſonen entſandt werden. Die maßgebenden politiſchen
Arbeiterparteien und der Gewerkſchaftsbund hätten ſich für unſere
Forderungen zum Ausbau der Sozialverſicherung eingeſetzt.

Böttcher (Leipzig) legt in großen Zügen die grundſätzliche Stellung
der Oppoſition zur

Politik des Allgemeinen Deutſchen Gewerkſchaftsbundes
dar. Der Gewerkſchaftsbund betreibe durch die Politik der Arbeits
gemeinſchaft und der Wiederherſtellung der kapitaliſtiſchen Wirtſchafts
ordnung keine ſozialiſtiſche ſondern reaktionäre Politik. Deshalb ge
nieße er nicht das Vertrauen der revolutionären Arbeiterſchaft. Redner
geht auf die Anträge aus der Provinz über die Delegation zu den
Gewerkſchaftskongreſſen ein. Es ſei wider alles proletariſch
demokratiſche Recht; wenn auf den Gewerkſchaftskongreſſen nur die
Burokratie der Organiſation vertreten ſei. Dieſe Vertretung ſei nicht
das wahre Spiegelbild der tatſächlichen Meinung der Mitglieder. Die
Tagesordnung der Gewerfkſchaftstangreſſe müſſe vorher in den Mit-
gliedſchaften ausgiebig erörtert und dann auf Grund der Stellung
nahme der Mitglieder die Urwahlen vorgenommen werden. Dann
fomme in den Delegierten der Wille der Kollegen zum Ausdruck
Der Gewerkſchaftsbund wolle die ganze Nätebewegung zu einer
Filiale der Gewerkſchaften herabdrücken. Die Oppoſition werde den
grundſätzlichen Kampf gegen die bisherige Politik des Gewerkſchafts
bundes weiterführen. (Beifall).

Napp (GBerlin) geht auf
die Schäden der Arbeitsgemeinſchaft

im graphiſchen Gewerbe ein und fordert die Urwahl für die Delegierten
zum Gewerkſchaftskongreß. g

Ebel GBerlin) polemiſiert gegen die Ausführungen Böttchers und
bemerkt, daß gegenwärtig der Gewerkſchaftsbund das Vertrauen eines
großen Teils der Delegierten der Generalverſammlung des Verbandes
der Deutſchen Buchdrucker hat. Die Zuſammenſetzung der Gewerk
ſchaftskongreſſe erfolge auf Grund eines demokratiſchen Wahlrechts.
Jedes beliebige Mitglied ſei garnicht in der Lage, die auf den
Gewerkſchaftskongreſſen geſammelten Erfahrungen zu verwerten.
Wegen des Ausbaues r Ka eten Sozialverſicherung ſei vom Ge
werkſchaftsbunde alles geſchehen. pGraßmann a A. G. B.) ſpricht über die Zuſammenſetzung
der Gewerkſchaftskongreſſe und verteidigt die Haltung des Allgemeinen
Deutſchen Gewerkſchaftsbundes. Beim KappPutſch habe der Gewerk
ſchaftsbund ganz ſelbſtändig die Proklamierung des Generalſtreiks be
ſchloſſen. Die Tätigkeit des Gewerkſchaftsbundes ſei ein reich aus
geſtattetes Tagebuch des Klaſſenkampfes. Der Gewerkſchaftsbmid
könne die Produktion nur heben, wenn er den inländiſchen und aus
ländiſchen Kapitalismus vor den Wagen der Produktionspolitik ſpanne.
Mit dieſer Politik befinde ſich der Gewerkſchaftsbund in guter Geſell
ſchaft namhafter europäiſcher Wirtſchaftstheoretiker. Die Zuſammen-
ſetzung der Gewerkſchaftskongreſſe müſſe aus Perſonen erfolgen, die
ſachkundig und erfahren ſeien. Die Betriebsräte könnten kein ſelbſt
ſtändiges Gebilde ſein und müßten im Kartellverhältnis zu den Ge
werkſchaften ſtehen. Die Betriebsräte könnten erfolgreich nur arbeit
innerhalb der gewerkſchaftlichen Organiſation. Jn der
der Gewalt beſtehe keine einheitliche Auffaſſung in der Arbeiter-

ſchicte (nicht mit Marberg identiſch). Mork ſollte als Sekretär bewegung.

Halle (Saale), 24. Juni 1920.

Von der Oppoſition ſprechen noch Feuſdel (Gera), Roſe (Berlin)
und Zadedck (Berlin), die an einzelnen Beiſpielen die Schädlichkeit
der Politik des Gewerkſchaftsbundes nachweiſen, und die Urwahl für
die Delegierten zu den Gewerkſchaftskongreſſen fordern.

Pieczyk (Hamburg) macht zur Delegiertenwahl einen Vermitt
lungsvorſchlag. Den Arbeitsinvaliden müſſe man in den
ſchaften mehr Jntereſſe entgegenbringen. Müller (Zoſſen) befür-
wortet die Mitarbeit der Oppoſition und wünſcht die Urwahl der
Delegierten v Gewerkſchaftskongreß. Graaf (Düſſeldorf) r
den Antrag Düſſeldorf auf Urwahl der Delegierten zum Gewerk
ſchaftskongreß. Die Provinzkollegen würden von den Gewerkſchafts
führern vor der Oppoſition greulich gemacht.

Baufeld (Leipzig) geht auf das Erwerbsloſenfürſorgeweſen ein
und weiſt auf die Tätigkeit des Gewerkſchaftsbundes auf dieſem Ge
biete hin, die indirekt eine Stärkung des Kapitalismus bedeute. An
der Hand des Erwerbsloſengeſetzes beleuchtet der Redner die Arbeiter
feindlichkeit des Miniſters Schlicke.

Hierauf erfolgt Schluß der Sitzung.
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Nürnberg, den 21. Juni 1920.
Achter Verhandlungstag.

Die Ausſprache über den Allgemeinen Deutſchen Gewerkſchaftsbund
und die Wahlen zum Gewerkſchaftskongreß wird fortgeſetzt. Schmidt
Berlin) verweiſt auf Ausſprüche Wiſſells, der die rückſtändige Politik
des Gewerkſchaftsbundes kennzeichne. Redner fordert für die Wahl t
Gewerkſchaftskongreß das Selbſtbeſtimmungsrecht der Mitglieder.
Ebel (Berlin) vertritt die Auffaſſung, daß nur Perſonen auf den
Gewerkſchaftskongreß gewählt werden ſollten, die die gemachten Er-fahrungen auch pratuiſch ausnutzen könnten. Die Arbeitsgemeinſchaft

abe ſich bewährt.
Schlumpf (Berlin) verabſchiedet ſich mit einer Mahnung zur

Einigkeit von dem Verbandstag. Seitz (Berlin) dankt dem Vertreter
des Jnternationalen Buchdruckerſekretarigts und wünſcht für die
kommenden Tariſverhandlungen beſten Erfolg.

Poſchmann (Berlin) empfiehlt die Wahl der Delegierten zum Ge
werkſchaftskongreß durch Liſtenwahl. Auf dieſe Weiſe könne das gegen
ſeitige Stärkeverhältnis am eheſten feſtgeſtellt werden. Redner tritt
für ſeinen Antrag betreffend die Unterſtützung des Reichsbundes der
Arbeitsinvaliden ein. Hof (Karlsruhe) führt aus, daß die Politik zu
ſehr in die Verhandlungen hineinſpiele. Die Kollegen im Lande
würden nicht erbaut, ſein über die unfruchtbaren Debatten. Redner
tritt für den bisherigen Modus der Delegation zum Gewerkſchafts
kongreß ein. Die Politik gehöre außerhalb der Organiſation. Barb-
knecht (Berlin) wendet ſich gegen die Politik des Gewerkſchaftsbundes,
während Albrecht (Köln) die Arbeit desſelben verteidigt, und
Heſſelbarth, Leipzig, wendet ſich gegen die Oppoſition und wirft
ihr vor, daß ſie keine praktiſche Arbeit leiſte. Die Urwahl zur Ver
tretung auf den Gewerkſchaftskongreſſen ſei nicht nötig Unter Wider
per der Oppoſition kommt der Redner auf Leipziger Vorgänge zu
ſprechen.
Ein Antrag auf Schluß der Debatte wird angenommen. Damit
iſt die Ausſprache beendet. Es folgen eine Reihe perſönlicher Be
merkungen.

Seitz (Berlin), führt aus, daß die Kriegspolitik der Gewerkſchaften
durch den Beſchluß des Nürnberger Gewerkſchaftskongreſſes erledigt
worden ſei. Damit habe ſich dieſe Frage erledigt. (Widerſpruch). r
die Kriegspolitik die Gewerkſchaften verantwortlich zu machen, e
ſich in der Oeffentlichkeit nicht aufrecht erhalten.

Jn der Abſtimmung über die geſtellten Anträge zum All
gemeinen Deutſchen Gewerkſchaftsbund in Verbindung mit den An
trägen zu den Wahlen der Delegierten zum Gewerkſchaftskongreß, auf
Ausgeſtaltung der Sozialverſicherung uſw. wird zunächſt ein Antrag
Berlin angenommen, der eine baldige, zeitgemäße Reform der ſozialen
Geſetzgebung, insbeſondere der Alters-, Jnvaliden- und Hinter-
bliebenen Verſicherung fordert. Der Allgemeine Gewerkſchaftsbund
wird aufgefordert, bei den zuſtändigen Reichsbehörden mit allem Nach
druck auf baldigſte Reform der ſozialen Geſetzgebung zu drängen.

Ein Antrag verſchiedener Ortsvereine, die Wahl der Delegierten
zum Gewerkſchaftskongreß durch Urabſtimmung vorzunehmen, wird
mit 76 gegen 67 Stimmen abgelehnt. Es wird beſchloſſen, die
Statutenkommiſſion mit der Ausarbeitung einer neuen Vorlage zu
beauftragen. Der Antrag Roſchmann, Berlin, der die Unter
ſtützung des Reichsbundes der Arbeitsinvaliden fordert, wird ein
ſtimmig angenommen.

Damit iſt Punkt X der Tagesordnung erledigt.
Jn geſchloſſener Sitzung wird über die Lage auf dem Tarif

gebiete weiterberaten.

Aus der Provinz.
Gegen die Zwangswirtſchaft.

Auf Einladung des Oberpräſidenten der Provinz Sachſen waren
am Dienstag in Magdeburg verſammelt zahlreiche Landräte, Ver
treter der Produzenten- und Konſumentenorganiſationen, ſowie
verſchiedene Vertreter von Reichsſtellen, um über die Fragen der
Feſtſetzung der Erzeugerhöchſtpreiſe für Milch,
Butter und Kartoffeln zu beraten. Nach ausgiebiger
Ausſprache, in deren Verlauf die „notleidenden“ Agrarier die be
kannten Klagelieder über die angeblich ſo mißliche Lage der Land
wirtſchaft ertönen ließen, wurde beſchloſſen, der Reichskartoffel
ſtelle vorzuſchlagen, den Erzeugerhöchſtpreis für Frühkartoffeln
nicht über die feſtgeſetzte Höhe von 35 Mk. zu bemeſſen. Die Land

Anwendung traf ert
ſich in jenen Kreiſen aber nur ja keiner

wirte forderten den „beſcheidenen“ Preis von 40 Pf. pro Pfund,
ſo daß die Kartoffel, bis ſie zum Verbraucher kommt, wohl 50 Pf.
gekoſtet haben würde. Die Herren Agrarier gaben ſich ſchließlich
mit dem geringeren Satze zufrieden, weil ſie hoffen, durch die
Lockerung der Zwangswirtſchaft doch noch ihr Geſchäftchen in
Kartoffeln machen zu können. Gegen eine Stimme wurde be
ſchloſſen, die Reichskartoffelſtelle zu erſuchen, bei der Reichsregie-
rung dahin zu wirken, daß die Zwangsbewirtſchaftung
der Herbſtkartoffeln aufgehoben werde.

Jn gleich unverſchämter Weiſe traten die Agrariervertreter bei
der Beratung der Milch- und Butterfrage auf. Sie verlangten,
daß der jetzige Milchpreis von 1 Mk. auf mindeſtens 2 Mk. ge
ſteigert würde. Dieſer Preis verſteht ſich ab Stall und gilt als
ſogenannter Erzeugerpreis, ſo daß die Milch, bis ſie in den Beſitz
des ſtädtiſchen Verbrauchers kommt, wohl 3 Mk. das Liter koſten
würde. Dieſe unglaublichen Forderungen wurden allſeitig zurück
gewieſen, und von den Vertretern der Konſumenten mit Recht be
tont, daß die Landwirte ſich zu Würgeengeln der Kinder machen
würden, wenn ſie dieſen Preis durchſetzen würden. Viele Arbeiter,
Angeſtellte und kleing, Beamte können ſchon heute die ihnen zu
ſtehende Milchmenge nicht kaufen, weil ſie dazu keine Mittel
hätten. Den Nutzen hätten wieder die Beſitzenden, die ſich die
„Kindermilch“ gegen gute Bezahlung verſchafften. Nach längerer
Beratung gaben ſich die Landwirte ſchließlich mit einem Milchpreis
von 1,50 Mk. ab Stall zufrieden, wenn dafür die öffent-
lichte Zwangsbewirtſchaftung des Fleiſches auf
gehoben würde. Gegen eine Stimme wurde auch hier be
ſchloſſen, die Reichsſtellen um Freigabe des Fleiſchhandels zu er-
ſuchen; über die Höhe des Butterpreiſes war eine Einigung nicht
zu erzielen Lohnerhöhungen dürfen „im Jntereſſe der Kon
kurrenz gegenüber dem Ausland“ nicht mehr eintreten, aber die

ſten Preiſe für die unentbehrlichſten Lebensmittel ſollen dauernd und
Das wollen die Agrarier. Man ſoll

Täuſchung hinſichtlich der
kräftig geſteigert werden.

Geduld der Arbeiter hingeben. 2



2

wendigen Vorſteherwahl wurde Genoſſe Schröter mit 7 gegen 5

leſen. eine Rundfrage an alle Betriebsräte des Bezirks zu er
laſſen. Um dem BezirksWirtſchaftsrat eine genaue Ueberſicht über
die im Bezirk vorhandenen Betriebe zu geben iſt es unbedingt not
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Betriebsräte des Wirtſchaftsbezirks Halle Leipzig.
Der BegirksWirtſchaftsrat hat in ſeiner letzten Sitzung be

wendig, daß die Vorſitzenden der im Bezirk vorhandenen Betriebs-
räte untenſtehende Fragen genau beantworten. Der unverzüglich
an die Zentrale der Betriebsräte, Halle (Saale),

ar z 4244 Zimmer 87, anzuſchickende Fragebogen ſoll nach
gendem Muſter angelegt und ausgefüllt werden:

Name des Betriebes:
1. An welchem Ort:

Welchem Revier angehörig:
8. Welche Jnduſtrie:
4. Privatunternehmen, G. m. b. H. oder Aktiengeſellſchaft (kom-

munaler oder Staatsbetrieb)
Beſteht ein Betriebsrat:

6. Adreſſe des Obmanns:
7. Wieviel Mitglieder:
8. Wieviel Arbeiter im Betrieb:

a) männlich:
b) weiblich:
o) Jugendliche unter 18 Jahren:

9. Wieviel Angeſtellte:
10. Welche Gewerkſchaften ſind vertreten

Genoſſen! Betriebsräte! Jhr wißt durch eure Preſſe, daß am
Sonntag, den 13. Juni, eine Vollverſammlung der Betriebsräte be-
chloſſen hat, den Aufbau des wirtſchaftlichen Räteſyſtems für den

irtſchaftsbezirk Halle-Leipzig durchzuführen, um die erſte Etappe
r Ueberführung der Produktionsmittel aus den Händen der Kapi-
liſten in die ſozialiſtiſche Produktionsform zu ſchaffen. Aber

alle Beſchlüſſe ſind nutzlos, nichts iſt zu erreichen, wenn nicht alle
Hand und Kopfarbeiter vom revolutionären Kampfgeiſt beſeelt,
mit uns gleichzeitig ans Werk gehen. Darum erwarten wir gute
Arbeit und ſofortige Beantwortung der geſtellten Fragen.
Der geſchäftsführende Ausſchuß der Wirtſchaftlichen Räteorgani-

ſation Halle- Leipzig.

Helbra. Stadtverordneten ſitzung. Ueber den Ver-
kauf des Schützenhauſes entſpann ſich eine lebhafte Debatte. Beſt-
bietender war der Knorſmacher Koch mit 25 000 Mk. Mit allen
gez7 zwei Stimmen wurde dem Verkauf unter den Bedingungen

Magiſtrats zugeſtimmt. Tas Deckgeld für Ziegen wurde auf
Antrag der Bochhalter von 25 Pf. auf t Mk. erhöht. Der neu
gegründeten Ziegenzuchtgenoſſenſchaft wurden 100 Mk. als unver-
r Darlehen gewährt und eine Grasparzelle abgegeben. Die

ädtiſche Sparkaſſe ſchließt für 1918 mit einer Einnahme von
42 135,05 Mk. und einer Ausgabe von 4 157,047 Mk. ab, die Käm-
mereikaſſe mit 164,013 Mk. Einnahme und 149.018 Mk. Ausgabe;

ind in der Einnahme der Kämmereikaſſe allein aus
rundbeſitz enthalten. Ein Antrag der Kriegsbeſchädiqg-

ten wurde als „gegen die Städteordnung verſtoßend“ abgelehnt. Die
Feſtſtellung des Haushaltsplanes für 1920 wurde auf Antrag
unſerer Genoſſen vertagt, da ihnen der Etat erſt einige Stunden vor
der Sitzung zugeſtellt worden war. Bei einem Dringlichkeitsantrag
unſerer Genoſſen über den Verbleib von Kleidungsſtücken wurde es
wieder lebhaft. Der Bürgermeiſter verſuchte an Hand von Belegen

beweiſen. daß keine Bekleidungsſtücke verſchoben ſeien. Bei der
olge Mandatsniederlegung des Genoſſen Getſchmann not-

Stimmen gewählt.
Bitterfeld. Beſchlagnahmt wurden am Dienstag auf

dem Bahnhofe drei Körbe und ein Sack mit im ganzen 234 PfundSchweinefleiſch, das als Gemüſe von Zerbſt nach Leipzig aufge

ben war. Weitere Ermittelungen wegen Geheimſchlachtungennd eingeleitet.

Radefeld. An einem Kinderfeſt des Ortsvereins der USP. am
vorigen Sonntag nahmen etwa 400 Kinder teil. Das von herrlichem
Wetter begünſtigte Feſt war das zweite nach dem Kriege. Nach dem

ge war für allerhand Spiele, Gebäck, Getränke und Geſchenke
geſorgt. Die Hauptausgaben waren geſichert durch die Beiträge der

chf Teilnehmer ſowie verſchiedene Verloſungen und Preisſchi a d Knabenabteilung etwa 60 Jungen des Arbeiter
Turnvereins verſchönerte das Feſt durch Uebungen, die mit großem
Wetteifer und r Gelingen ausgeführt wurden, Ueber die Partei-
entwicklung ſelbſt kann feſtgeſtellt werden, daß die Zahl der Genoſſen
vor dem Kriege ſo klein war, daß man unſerer Partei kein Lokal zur
Verfügung ſtellte; ſeit der politiſchen Umwälzung vom November 1918
iſt die Ortsgruppe jedoch mächtig a Ein Arbeiter Turnverein
und ein Geſangverein mit ſtattlichen Zahlen aktiver Mitglieder ſind
ebenfalls ins Leben gerufen worden. Parteigenoſſen und Genoſſinnen,
es iſt unſere Aufgabe, dafür zu ſorgen, daß die Jugend für unſere

z be unt. und gewonnen wird. Venn, wer die Jugend hat, der
t die Zukun
Weißenfels. Zum Stadttheater ſoll hier das Volkshaus

umgebaut werden. Der Umbau b rwerb des Volks-
hauſes wird rund 93 000 Mark koſten. Die künſtleriſche Leitung
des Stadttheaters ſoll dem Jntendanten der Naumburger Schau-
bühne unter Vereinigung der Naumburger und der Weißenfelſer
Bühne zu einem Städtebundtheater übertragen werden.

Erfurt. Gegen die Abſetzung von Reaktionären
vroteſtierten die vorgeſtern Dienstag hier verſammelten Vertreter des
Bundes der Landwirte. Beſonders legten ſie ſich für den amts-
entſetzten Regierungspräſidenten Grafen von Pückler ins Zeug,
von dem ſie behaupteten, daß er „das volle Vertrauen der geſamten
ländlichen Bevölkerung genoß.“ Mit der geſamten ländlichen Be-
völkerung“ waren aber ſelbſtverſtändlich nicht die Landproletarier,
ſondern vielmehr die Großagrarier gemeint, deren Vertrauen Herr
von Pückler allerdings reſtlos beſeſſen haben mag. Da die Reaktionäre,
die jeden fortſchrittlich Geſinnten planmäßig von der Verwaltung aus-
ſchloſſen, nach bekanntem Muſter nur von ſich ſelbſt behanpten „Fach-
leute zu ſein, wandten ſich die Landwirte gegen den als Nachfolger
in Ausſicht genommenen bürgerlichen Demokraten mit der Behauptung,
daß er „nicht die geringſte Erfahrung auf dem Gebiete der Verwaltung“
hade und noch dazu einer Partei angehöre, „der bei den letzten Wahlen
ſeitens der Wähler das größte Mißtrauensvotum ausgeſtellt wurde“.
Dieſe Kundgebung des Bundes der Landwirte iſt deshalb ſo intereſſant,
weil ſie zeigt, wie die Gegenrevolutionäre unter dem Vorwand, daß
den Nichtmonarchiſten „jede Vorbildung für die betreffenden Poſten
fehlt“, die Leitung des Staatsapparates und der Verwaltung in der
Hand behalten und vor allem die aufſtrebende Arbeiterklaſſe völlig
von der Betätigung im öffentlichen Leben ausſchließen wollen, damit
die Arbeiter ſich nur garnicht das Rüſtzeug zur Uebernahme der
politiſchen Macht aneignen.
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Halle, den 24. Juni 1920.

Die Verwahrloſten.
Der Krieg hat das Bibelwort wahrgemacht, daß die Sünden der

Väter bis ins vierte Glied von den Kindern gebüßt werden müſſen.
Es iſt ein furchtbares Erbe, das wir mit den kommenden Genera-
tionen antreten. Jn dem Elend, das auf dem Gebiete der Erzie-
hung, der Geſundheit und der Lebensnot unter den Kindern herrſcht,
ſpielt die Verwahrloſung eine große Rolle. Kinder verlieren den
n mit der menſchlichen Gemeinſchaft, ſie werdenAusgeſtoßene, urch ein Vergehen, für das ſie nicht verantwortlich
zu machen ſind. Die Tat des Kindes entſpringt ſeiner Aufſſichts-
und Hemmungslofſigkeit, der Not, ſehr oft aber nur dem Bedürfnis,
ur Geltung zu kommen, die Aufmerkſamkeit auf ſich zu ziehen.

Dieſe Tat jedoch macht das Kind zum Außenſeiter der Geſellſchaft.
Sie drückt ihm den Stempel auf, der ihm die Rückkehr in ſeine
naturgemäße Stellung erſchwert. Für die Geſellſchaft entſteht ein
doppelter Schaden. Der Verluſt eines Menſchen und die Belaſtung
der Gerichte, Fürſorgeanſtalten und anderer Einrichtungen, die vor
allem von den Außenſeitern der Geſellſchaft gefüllt werden. Fach-
leute, die ſich mit den Fragen der Jugendgerichtsbarkeit befaſſen,
ſind zu der Ueberzeugung gelangt, daß Kinder nur durch die Schuld
der Geſellſchaft zu Verbrechern werden. Jn dem Buche: Jugend-
recht und Gericht, ſagt der Geheimrat Franz von Liſzt: „Wir ſind
uns klar darüber, daß in der Kriminalität der Jugendlichen die
Schuld des einzelnen zurücktritt hinter der Kollektivſchuld der Ge-
ſellſchaft Die Aufgabe der Geſellſchaft liegt alſo in der mög-
lichſten I gtigung der geſellſchaftlichen Verhältniſſe, in denen die
Kriminalität der Jugendlichen ihren Nährboden findet. Und da
unter dieſen Verhältniſſen das Fehlen oder die Mangelhaftigkeit
der Erziehnng im Elternhauſe die Hauptrolle ſpielt, tritt das Er
ziehungsproblem in den Vordergrund des Jntereſſes.“

Der Krieg hat ſich mit den Schlagworten Aufſchwung, Kultur
und Entwicklung geſchmückt, und nun ſieht man in ſeinen Folgen
Gefahren aufſteigen, denen gegenüber die vorhandenen Jugend-
fürſorgeeinrichtungen nur Schönheitspfläſterchen ſind. Was be-
deutet es, daß einige hundert Kinder in guten Anſtalten erzogen,
und nicht beſtraft werden, wenn Hunderttauſende an der Erzie-
hungsnot unſerer geſellſchaftlichen Verhältniſſe leiden. Die Geſell-
ſchaft, die die Familie zerſtört hat, die den Kindern Vater und
Mutter nimmt, um ſie in den Krieg, in die Arbeitsfron zu ſchicken,
muß den Kindern wenigſtens Heime mit Spielplätzen, Gelegenheit
u ſpielender Beſchäftigung. e e geben. Der letzte

Reſt der vom Kapitalismus zerſtörten Familienerziehung kann nur
dadurch bewahrt werden, daß den Eltern das Recht gegehen wird,
die Leitung ſolcher Einrichtungen ſelbſt zu wählen, an ihrer Ent-
wicklung mitzuarbeiten, ihre Richtung zu beſtimmen. Wir müſſen
den Pfaffen und Bureaukraten, die noch immer das Werk der
Jugendverderbnis fortſetzen, das uns an den Abgrund geführt bat

1 die Kinder endgültig entreißen.

Konzert des Arbeiter Sängerchors.
Das iſt eine Fülle im großen Saal des Volksparksl! Schon jeder

Platz beſetzt, und immer noch ſchieben, drängen, ſtoßen ſich neue
Scharen durch die Tür herein. Das Halliſche Proletariat iſt in
Maſſen herbeigeſtrömt, um den Sängern aus ihren Reihen zu
zuhören. Jeder will mit dabei ſein. Was tut die Hitze, die Enge,
wenn man dafür durch einen erhebenden Kunſtgenuß entſchädigt
wird? Jetzt ertönt das Zeichen zum Beginn. Der Türſchließer
bat an dieſem Abend mindeſtens das ſchwierigſte Amt. Denn noch
immer drängen Scharen von Nachzüglern in den im wahren Sinne
des Wortes vollgepfropften Saal. Aber ſchließlich findet jeder noch
ein Plätzchen, wenn's auch ein bißchen eng iſt. Die ſtattliche Menge
der Sänger beſteigt die Bühne, der Dirigent das Podium und
feierliche, erwartungsvolle Stille tritt im Zuhörerraum ein. Zwei
Männerchöre von Neßler und Uthmann geben den Auftakt. Man
muß ſagen: der Arbeiterſängerchor verſteht es, zu ſingen. Die Ab
ſtufung im Dynamiſchen war auf das ſorgfältigſte durchgearbeitet,
ja, manchmal war der Uebergang vom Forte zum Piano und um

—ZDer Staat.
Die folgende Schilderung des kopitaliſtiſchen Staates,

der durch den Geiſt des Sozialismus überwunden werden
ſoll, entnehmen wir dem Aufruf zum Sozialismus“
von Guſtav Landauer, der vor einem Jahre von den
weißen Barbaren zu Tode gelyncht worden iſt.

Die große Maſſe der Menſchen iſt von der Erde und ihren Pro-
dukten, von der Erde und den Arbeitsmitteln getrennt. Sie leben
in Armut und in Unſicherheit; es iſt keine Freude und kein Sinn
in ihrem Leben ſie arbeiten Dinge, die zu ihrem Leben keine Be-

iehung haben; ſie arbeiten auf eine Weiſe, die ſie freudlos undan macht. Viele, Maſſen, haben oft kein Dach über dem Kopf,
ieren, hungern, verderben.
Weil ſie ſich ungenügend nähren und wärmen, werden ſie ſchwind-

füchtig oder ſonſtwie kränklich und ſterben vor der Zeit. Und was
der häusliche Druck und die Not, die ſchlechte Luft und das verpeſtete

geſund laſſen, verdirbt oft die Ueberanſtrengung, der ſtechende
ub, der giftige Stoff und Dunſt in der

Jbr Leben hat keine oder verſchrumpfte Beziehungen zur Natur;
EZtgen nicht, was Pathos, Freude, was Ernſt und Jnnigkeit, was

chauern und was Tragik iſt; ſie erleben ſich nicht; ſie können
nicht lächeln und können nicht Kind ſein; ſie ertragen ſich und wiſſen
nicht, wie unerträglich ſie ſind; ſie leben auch ſeeliſch in Schmutz
und verdorbener Luft, in einem Qualm häßlicher Worte und wider
wärtiger Vergnügungen.

Der Ort, an dem ſie zuſanmenkommen und ihre Art Gemeinſam-
d pflegen, iſt nicht der freie Marktplatz unter dem Himmel und

oher Kuppelraum, der ihnen die geſchloſſene Verbundenheit unter
der Himmelsfreiheit und Unendlichkeit nachbildete, und kein Gemein-
ſaal und keine Gildhalle und kein Badhaus; ihr gemeiner Ort iſt das
Wirtshaus.

Da ergeben ſie ſich dem Trunke und können oft nicht mehr leben,
ohne ſich zu betrinken. Sie detrinken ſich, weil ihnen nichts ſo weſen-
haft fremd iſt, wie der Rauſch.

Es iſt notwendig und beſtimmt, daß ſehr viele arbeiten wollen und
ijcht können, daß viele, die das Arbeiten vermöchten, das Wollenicht mehr vermögen daß ſehr viele Keime im Mutterleib, daß ſehr
iele Kinder nach der Geburt getötet werden; daß ſehr Viele lange

densjahre im Zuchthaus oder Arbeitshaus verbringen.
Man hat Zuchthäuſer und Gefängniſſe, man hat Schafotte errichten
äſen. Das Eigentum und das Leben, die Geſundheit, der heile

und die Freiheit der Geſchlechtswahl ſind von Verkümmerten
kommenen immer bedroht. Nicht oft mehr von Empörern

un ren ern, denn jetzt gibt es weniger kühne Räuber als früher,
dafür nza lige Diebe, Einbrecher und Betrüger, und Gelegenheits-
totſchlä die man Mörder nennt.Prieſter und von der Sitte gebändigte Bürgersleute haben es auf

gebracht, daß man wie von Tieren von dieſen Armen ſpricht, die für
unſere verruchte Unſchuld unſchuldig Schuldige ſind; man nennt ſie
Vieh, Schwein, Bock und Tier. Jhr Menſchen aber, ſehet ſie, wie

e als Kinder ſind, ſehet nach ihnen und ſchauet inſtändig lange auf
e Züge, wenn ſie auf dem Leichenſchragen liegen, und dann zutiefft

in euch hinein. Schonet euch nicht, zu lange habt ihr euch geſchont
und lange eure guten Kleider, eure Haut und eure bis zur Verdte rtfühlenden Herzen gewahrt; ſehet auf die Armen, die

enden, die Geſunkenen, die Verbrecher und die Huren, ihr braven
rager, ihr eingezogenen und gehaltenen Jünglinge, ihr züchtigen

chen und ehrvaren Frauen; blicket hin, auf daß ihr erfahret:

Unſchuld ſtSchuld; ihre Schuld iſt ener Leben,Ech d Leben der Wohlgeſtellten nur daß

1

2

u.

keine uldigen und keine wohl zu Beſchauenden ſind.und der Ungeiſt zeugen ſchreiende Häßlichkei u
der Wo and n der Ungeiſt paaren 5 zu Oede,

und e.Und es in Punkt, es ſt ein Ort, wo die beiden ſich treffen:

ſe Einnahmen a

ſie zuſammen. Die allerärmſten ſind die jungen Weiber, die nichts
zu verkaufen haben, als ihren Leib. Die allerarmſeligſten ſind die
jungen Männer, die durch die Straßen irren und nicht wiſſen, woher
ihnen das Geſchlecht kommt und wohin ſie damit ſollen. Kein Markt-
platz und kein hoher Kuppelraum, kein Tempel und Gemeindehaus iſt
in dieſer unſerer Zeit der Ort der Gemeinſchaft für alle. Nun aber, wo
Gewalt und Geld da wohnen, wo der Geiſt daheim ſein möchte, iſt
die Luſt ſoweit geſchwunden, daß es Menſchen gibt, die ſie kauſen
wollen und Menſchen, die ihr ekles Surrogat verkaufen müſſen. Wo
Luſt zur Ware wurde, da iſt kein Unterſchied mehr zwiſchen den
Seelen der Oberen und der Unterſten; und das Luſthaus iſt das
Repräſentantenhans dieſer unſerer Zeit.

Und in all dieſer Geiſtloſigkeit, dieſem Unſinn, dieſem Wirrwarr,
dieſer Not und Verkommenheit Ordnung und Möglichkeit des Weiter-
lebens zu ſchaffen, iſt der Staat da. Der Staat mit ſeinen Schulen
Kirchen, Gerichten, Zuchthäuſern, Arbeitshäuſern, der Staat mit ſeinen
Gendarmen und ſeiner Polizei; der Staat mit ſeinen Soldaten,
Beamten und Proſtituierten.

Wo kein Geiſt und keine innere Nötigung iſt, da iſt äußere Gewalt.
Reglementierung und Staat.Wo Geiſt iſt, da i öeſellſchaft. Wo Geiſtloſigkeit iſt, iſt Staat.
Der Staat iſt das Su L ogat des Gejſſtes.

Das iſt er auch noch in anderer Richtung.

Stinnes.
Ueber die Entwicklung des Milliardenmenſchen Stinnes ſchreibt

Hans Ganz in der Weltbühne:
„Seit vielen Jahren ſind der Zentrumsmann Anguſt Thyſſen und

der Rechts nationalliberale Hugo Stinnes Geſchäftsfreunde. Thyſſen
iſt faſt um zwei Jahrzehnte älter als Stinnes Bis zum Weltkrieg
ſchien Thyſſen mehr Geſchäftéerfolge zu haben, und jedenfalls war
Thyſſen bedeutend reicher als Stinnes. Jm Krieg hat ſich das gründ-
lich geändert. Auch Thyſſen hat im Krieg ſein Vermögen ungeheuer
vermehrt, dennoch: Hugo Stinnes hat durch den Krieg noch unendlich
mehr profitiert. Stinnes iſt jetzt der weitaus reichſte Mann
Deutſchlands, bedeutend reicher als Frau Berta Krupp von Bohlen
und Halbach, die vor der Weltkataſtrophe mit etwa einer Viertel-
erde Mark reicher war als ſonſt irgend jemand im Deutſchen

eich.
Hugo Stinnes, der ebenſo wie Thyſſen ſeinen Wohnſitz in

Mülheim an der Ruhr hat, beſaß 1914 25 oder 30 Millionen Mark.
Heute wird ſein Beſitz von Berliner Bankiers auf über eine Milliarde
geſchätzt. Man nenut ihn den Rockefeller Deutſchlands. Aber die
Geſchäfte des deutſchen Rockefellers ſind vielfältiger als die des
amerikaniſchen Oelkönigs: Stinnes pereinigt in ſeiner Hand die Macht
über nahezu alle Binnenſchiffahrtslinien des Reiches; in der Kon
trollierung von allem deutſchen Eiſen und Stahl ſowie aller Kohle
des Rheinlandes teilt er ſich mit ganz wenigen andern Schwer-
induſtriellen auf die deutſchen Seeſchiffahrtgeſellſchaften hat er durch
Aktienbeſitz einen hervorragenden Einfluß und neuerdings hat er ſich
einer beträchtlichen Anzahl von Papierfabriken und über ſechzig
deutſcher Zeitungen bdemächtigt.

Die Mitteilungen aus der Verwaltung der direkten preußiſchen
Steuern für die Jahre 1904 bis zum Kriege zeigen, daß Herr Stinnes
im Jahre 1904 ein Einkommen pon 400000 bie 500000 Mk. hatte.

zahlte er eine wahre Lapalie als Steuern. nämlich 198000
ark. Ein Jahr darauf verſteuerte Herr Stinnes Einkünfte von

700000 vis 800000 Mk. und im Jahre 1906 e er ſeine reinen
7 900 000 bis e r ark. r Jahre 1907

ommen von Stinnes ang wieder z au000 bis 200000 Mk. und für 1908 auf Wo da a
innes hat die Grundlage zu ſeinem Einkommen und ſeinem Ver

mögen geerbt: ſchon ſein Großvater war Zechenbeſiter und ſein Vor
Stinnes und ſeinem Bruder Guſtav eine MüI r. X

liches Barvermögen hinterlaſſen. Jmmerhin behauptete Herr Hugo
Stinnes noch im Jahre 1907, daß er nicht mehr als 9 Millionen
Mark beſitze.

Jm Kriege war Stinnes nicht allein deutſcher Hauptliekerant für
Heeresmaterial, insbeſondere in Eiſen und Stahlwaren, ſondern er
hat auch in Belgien enorm verdient. Wie die allermeiſten ſeiner
Standesgenoſſen glaubte er bis nahe zum bittern Ende an Deutſch
lands Sieg und wünſchte nicht nur, ſondern befürwortete gemeinſam
mit Thyſſen die Annexion Belgiens Und ſo bielt er es für not-
wendig, ſich für alle Fälle ein Vorkaufsrecht auf alle belgiſchen Metall
fabriken, Kohlen- und Mirellegruben zu ſichern, die nach ſeinem Plan
teils liquidiert wurden, teils nach der glücklichen Eroberung des
Landes liquidiert werden ſollten. Für dieſes ungemein wertvolle
Vorkaufsrecht ſollte er nach dem Vertrag ohnedies beinahe nichts be
zahlen aber auch dieſes Minimum blieb er ſchuldig bis nach der
Annexion Belgiens durch Deutſchland. Vorſicht ſcheint überhaupt
einer der Hanptvorzüge des Herrn Stinnes zu ſein: je mehr ſein Ver
mögen im Kriege wuchs, deſto notwendiger ſchien ihm, ſein Riſiko zu
verteilen und nicht alles auf die deutſche Siegeskarte zu ſetzen. So
brachte er für alle Fälle im Laufe der Zeit einige beträchtliche Be
ſtandteile ſeines Beſitzes nach Holland.

Stinnes iſt der erſte Macher in der Deutſchen Volkspartei. Mit
ſeinen Millionen wird die Oeffentlichkeit intenſiv bearbeitet. Wie
viele Tauſende kleiner Leute mögen bei der Wahl für die
Stinnespartei geſtimmt haben; kaufmänniſche und techniſche An
geſtellte, Beamte uſw., alles Leute, die auch nur Proletarier, Aus
gebeutete des Großkapitals ſind.

Wanderbuchhandel als Volksbildungsarbeit.
Der Kampf gegen den Schund in Wort und Bild, der zu Anfang

unſeres Jahrhunderts einſetzte, hat inſofern gute Wirkung getan, als
er die übelſte Kolportageliteratur zurückdrängte. Aber wenn auch die
Nick-Carter-Bücher nicht mehr in dem Maße wie früher die Jugend
vergiften, ſo herrſcht doch in der Lektüre noch vielfach die oberfläch-
lichſte Unterhaltungsware vor. Deshalb iſt es notwendig, nicht nur
das Schlechte zu bekämpfen, ſondern Gutes an ſeine Stelle zu ſetzen,
und dazu iſt die Organiſation eines richtigen Volksbuchhandels“ not-
wendig, der nicht wie der gewöhnliche Buchhandel wartet, daß das
Publikum zu ihm kommt, ſondern das gute Buch ſelbſt unter das
Volk träat. Ueber die bedeutſamen Beſtrebungen dieſer Art, die in
neueſter Zeit ins Leben gerufen worden ſind, berichtet Reinhard Buch
wald in der Monatsſchrift Die Tat.

Man hat zu dieſem Zwecke den neuen Weg eingeſchlagen, daß man
dem Schundbuchhandel ſeine Mittel ablauſchte, durch die er die großen
Erfolge erzielte. Private Freunde der Volksbildungsarbeit haben ſich
dieſer Aufgabe angenommen. So der Billige Büchermann in
Hannover, dann der Rhein-Mainiſche Verband, der darauf hinarbeitet,
den Schund aus den kleinen Papierläden zu verdrängen, und eine
Organiſation in Oberſchleſien, die dieſes Ziel durch Verbindung mit
dem bodenſtändigen guten Sortiment erreichte. Auch die Anfang 1919
in Jena gegründete Deutſche Wanderbuchhandlung will dem Schund-
buchhandel ſeine Mittel ablernen und ſie in den Dienſt guter billiger
Volksliteratur ſtellen. Dabei ſoll allen Perſönlichkeiten und Organi-
ativnen, die auf dieſem Gebiet arbeiten, ein gediegener geſchäftlicher

ückhalt gegeben werden. Es werden in der Hauptſache Wander-
buchhändler ins Land geſchickt; ſodann aber werden auch in Dorf-
ſchulen Verkaufsausſtellungen abgehalten und Bücherhuden auf Jahr-
märkten errichtet. Mit etwa 200 Stellen hat die Wanderbuchhandlung
tm erſten Jahre eine dauernde Ding aufgenommen und an

meiſt in Thüringen, gearbeitet. „Was nötiger iſt
als Kapital,“ ſchließt Buchwald, ſind immer neue

elfer; Menſchen, die wiſſen, welchen Wert das gute u im r
lt unſeres geſundenden Volkes ſpielen kann und muß und daß a

Mühl- wahre Volksbildungsarbeit, Vertiefung und Weckung des Wertbewußtba ſelnn all Ueberniedung jeder Verſagng in
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denn ſchließlich auch zu einer Zugabe bequemen.

r

kehrt ſo wunderbar ausgeglichen, man feine helleba dere Paiben Chöte in e en
Waren dieſe re in der Beherrſchung des Techniſchennicht ſo anſpruchsvoll, ſo ſtellten zwei andere 8 öre, War

zur neuen Welt von P. Kurz und Zöllners Ballade Alaska weit
öhere Anforderungen an die nger. unſer Sängerchor

verſtand es in ganz vortrefflicher Weiſe, auch dieſen Anforderu
Genüge zu leiſten. Wenn man bedenkt, daß alle Mitglieder des
Sängerchors Arbeiter ſind, die den Tag über in ſtickiger Fabrikluft
binbringen müſſen und nur Abends einmal Zeit haben, ſich in
frohem, geſanglichem Beiſammenſein einige Stunden der Er-
holung zu gönnen. ſo kann man nicht anders als dem Vortrag der
beiden letztgenannten Männerchöre ſeine volle Anerkennung zollen.
In friſchem, lebendigem Tempo glitten die Töne dahin, manchmal
durchbrochen von weichen, zartklingenden muſikaliſchen Gedanken,
einheitlich und geſchloſſen in der Geſamtwirkung. Auch die Chöre
des zweiten Teils beanſpruchen nur lobende Erwähnung. Jm
großen und ganzen war die Jntonation rein, und wenn man denGeſamteindruck von den Leiſtungen unſeres Arbeiterſängerchors
wiedergeben will, ſo muß man ſagen, daß der Eifer, mit dem der
Chor ſich der Pflege edler Geſangskunſt hingibt, höchſte An-
erkennung verdient. Der geſpendete Beifall und zuweilen er
tönende Bravorufe ließen ja denn auch nicht verkennen, daß die
h die aufgewendete Mühe voll und ganz zu würdigen ver
tanden.

Beſondere Anerkennung verdient auch der Dirigent des Abends.
Herr Louis Beier, der für den noch immer erkrankten Leiter des
Chores, Herrn Engelmann, in dankenswerter Weiſe eingeſprungen
war. Er führte den Taktſtock ſo ſicher, leitete den Chor über alle
Klippen mit ſolcher Fertigkeit und Eleganz hinweg und wußte aus
jedem Sänger ſoviel herauszuholen, daß man ſeine helle
daran haben konnte.

Zur abwechſlungsreichen Ausſchmückung des Abends war noch
das Waldhornquartett des Leipziger Gewandhaus-Orcheſters ge
wonnen worden. Mit den dargebotenen Muſikſtücken bewieſen die
Künſtler erneut ihr Bewunderung erheiſchendes Können. Die
Tongebung war von berückender Weichheit, die noch verſtärkt wurde
urch tiefempfundene Wiedergabe. Die vier Künſtler mußten ſich

Dieſe Zugabe,
das Lied vom Lindenbaum, feſſelte namentlich in der zweiten
Strophe durch Anwendung des gedämpften Hornklanges. Das
Publikum zeigte ſeine Dankbarkeit durch freigiebig geſpendeten
Beifall. Und er war verdient, verdient von allen Mitwirkenden.
Jedenfalls zeigte der günſtige Geſamteindruck des geſtrigen Kon-
zerts, daß wir in unſerem Arbeiterſängerchor einen Verein haben,
der in raſtloſem Streben bemüht iſt, dem Proletariat manche
Stunde wahrhafter Erbauung zu ſchenken. Möge er dies noch

öfter tun! w.Fort mit dem Bureankratismus in der Allgemeinen
Ortskrankenkaſſe.

Auf die von un am 21. Juni unter dieſer Spitzmarke veröffent-
lichte Zuſchrift eines Kaſſenmitgliedes ſchickt nun der Vorſtand
der Ortskrankenkaſſe folgende Entgegnung:

Ohne gewiſſe Formen wird man heute in keinem einigermaßen
entwickelten Betriebe auskommen können. Von Bureaukratismus
wird man aber doch nur dann reden können, wenn dieſe Formen
einen Umfang annehmen, der ohne der Sache zu ſchaden, entbehrt
werden kann. Das trifft in dem dargelegten Falle nun nicht zu.
Ein einzelner macht der Allgemeinen Ortskrankenkaſſe den Vor-
wurf, daß dieſe in den Arztquittungen Einzelangaben verlangt, die
nicht notwendig ſeien. Er iſt der Auffaſſung, daß die Kaſſe
prüfungslos zur Zahlung verpflichtet ſei. Mit Rückſicht auf die für
die Verwaltung fremder Mittel gegebenen Vorſchriften muß ſchon
an der geſetzlichen Verpflichtung der Aerzte, die auch der Verband
und die Kontrollkommiſſion Halliſcher Kaſſenärzte ſeit mehr als
zehn Tagen anerkennt, an der Forderung von Einzelangaben feſt-
gehalten werden. weil nach der vom Oberverſicherungsamt ge-
troffenen Anordnung die Arztausgaben nach der amtlichen Ge-
bührenordnung für Aerzte zu berechnen ſind. Das iſt aber nur
möglich, wenn in den Quittungen die einzelnen Leiſtungen an-
gegeben ſind. Der Einſender ſcheint ſich nun keine Vorſtellung
darüber zu machen, daß der Vorſtand auch die Verantwortung für
die Verausgabung der Mittel trägt und wenn er Mittel in ungeſetz-
licher Weiſe ausgibt, zum Schadenerſatz herangezogen werden kann
Auf die Frage der Erſtattung können wir hier aus naheliegenden
Gründen nicht eingehen. Eine Schweigepflicht der Aerzte kommt
dabei überhaupt nicht in Frage, weil die Quittung nichts von dem
Leiden zu enthalten braucht. Dagegen liegen die Dinge ſo, daß wir
jetzt genötigt ſind, die einzelnen Kranken bei ihrer Krankmeldung
nach den vorliegenden Krankheiten zu fragen, wenn nicht die
ganzen Anordnungen in bezug auf Statiſtik aufgehoben werden
ſollen. Hinzu kommt aber noch, daß die Aerzte ihre Quittungen und
Rechnungen nicht nach der amtlichen Gebührenordnung, ſondern
nach der von der Aerzteorganiſation aufgeſtellten Gebührenordnung
machen, nach der für eine Beratung in der Sprechſtunde 4.50 Mk.
bis 75 Mk. und für einen Beſuch 7,50 bis 150 Mk. gefordert werden
kann. Es iſt vorgekommen, daß Arztquittungen vorgelegt worden
ſind. wo den Verſicherten 132 Mk. abgenommen wurden, obwobl nur
38 Mk. zu vergüten waren. Daß der Vorſtand bei dem Aufwand,
der an die Kaſſenmitglieder zu zahlenden Entſchädigungen für ärzt-
liche Behandlung die Einzelangaben unbedingt fordern muß, geht
daraus klar hervor.

Wir bedauern mit dem Einſender, daß ein Streit mit den Aerzten
überhaupt entſtehen konnte, nachdem wir ſchon ſeit 1914 die freie
Arztwahl haben und vom 1. März d. J. an in freier Vereinbarung
eine weſentliche Erhöhung des Arzthonorars vereinbart haben.
Wir müſſen aber aus all dem Dargelegten den Vorwurf des
Bureaukratismus zurückweiſen, wenn nicht, was niemand wünſchen
wird, die Allgemeine Ortskrankenkaſſe alle Anforderungen der
Aerzte erfüllen ſoll. Jn dieſem Falle müßten die Ausgaben uferlos
werden und es würde ſich kaum noch jemand finden, der die Verant-
wortung dafür tragen und an der Zertrümmerung der ſozialen Ver
ſicherung mitarbeiten würde.

Warum ſtreikte das Perſonal des Elektrizitätswerkes
Der Betriebsrat des Elektrizitätswerkes ſchreibt uns:
Das Perſonal des Werkes hatte in den Gründungsjahren, wo es

nicht rentabel war, große Dienſte durch Ueberarbeit geleiſtet. Man
wollte ihm Entſchädigungen zukommen laſſen, wenn das Unter-
nehmen ſich rentieren würde, wie es heute der Fall iſt. Das Per-
ſonal war nach der Revolution mit den anderen ſtädtiſchen Ar-
beitern auf eine Stufe geſtellt, was immer Anlaß zu Unfrieden gab,
weil die Anforderung ſeitens des Betriebes auch höher iſt. Das Per-
ſonal der Elektrizitätswerke muß ein gutgeſchultes ſein, welches
nicht allein körperlich ſchwere, ſondern auch techniſche, geiſtige Ar
beit verrichten muß. Es muß aus Qnualitätsarbeitern befſtehen,
denn alle Arbeiten unter Strom und die Bedienung der Apparate
kann nur einwandfreiem und erfahrenem Perſonal in die Hände
gelegt werden, wenn nicht durch ungeübtes Hantieren ein Mil-
lionenſchaden entſtehen ſoll.

Die Betriebsarbeit iſt gerade in dieſem Jahr, wo die Aſchenför-
derung im Umban iſt und die Keſſel zur großen Reviſion freigelegt
werden müſſen, eine äußerſt ſchwere und ungeſunde. Aus anderen
ſtädtiſchen Betrieben herangezogene Hilfskräfte hielten der Sache
nicht lange ſtand, obwohl man ihnen für acht Stunden zehn be
zahlte. Der Herr Gewerbeinſpektor, die Herren Jngenieure vom
Dampfkeſſel-ReviſionsVerein, Jerge und auch Deputationsmit-
glieder waren nach Beſichtigung des Werkes von den Anforde-
rungen, welche an das Perſonal geſtellt werden, überzeugt und
erkannten ihre Stellungnahme für gerechtfertigt an. Auch gibt es
in dieſem Werke keine Vergünſtigungen, wie ſie in den anderen
ſtädtiſchen Betrieben heute v finden find wie Lieferung
von Kleidung, Freifahrtſcheinen, Trinkneldern und Nebenverdienſt.
Die W der Elektrizitätsarbeiter wird voll und
Betriebe au und jegli W iſt gud rvengrbeit ringi vufskran Herz
und Nervenleiden und ein frühgeitiges Altern mit ur ettie
auskömmliche Ernährung, was durch einen entſprechenden Ver
di ergielt werden kann, z dies beſeitigen. Solange wir
in ſolchen Betrieben andere Zulagen wegen der Abnutzung desnicht gewährt werden, müſſen finanzielle Qualitäts

ulagen bezahlt werden. n de cben Lage ten auch dieRet ter, welche ſich auch geſchloſſen an dem h er
Auch die anderen techniſchen Beamten bei welchen dasſelbe zu
trifft, ſind bis heute nicht befriedigt. Der Magiſtrat und die Ge
werkſchaften wurden von der Sachlage überzeugt und nur ein
bißchen Entgegenkommen konnte dieſen Streik verhindern, der doch
dem ganzen Wirtſchaftsleben geſchadet hat. Die Betriebsleitung
des Werkes war von Anfang an geneigt, ihrem Perſonal zu helfen,
da es der Etat erlaubt. Die Kilowattſtunde iſt um 70 Pf. erhöht,
obwohl zu den Arbeiterforderungen nur 4 Pf. benötigt werden.
Der Strompreis in Halle beträgt durchſchniltlich heute noch
1,60 Mk. pro Kilowattſtunde, wo in anderen Werken längſt
3,50 Mk. genvmmen wird und die Ueberlandgentrale 4,50 Mk. ſchon
jetzt fordert. An dieſem guten Geſchäftsgang, der im letzten Jahr
970000 Mk. Guthaben bragee hat auch die Arbeiterſchaft ihren
Anteil dazu beigetragen. Die neuen vereinbarten Löhne ſind:

andwerker 5,45 Mk., Angelernte 5,86 Mk., Ungelernte 5,26 Mk.,
rauen 8 Mk. pro Stunde.

Zur Betriebsratswahl der Eiſenbahner.
Jn wenigen Tagen finden die Wablen zu den Betriebsräten auf

der Staatsbahn ſtatt. An dieſem Tage ſoll das alte, an den Eiſen
bahnern begangene Unrecht durch den Stimmzettel für immer be
ſeitigt werden. Mit allen der Geheimratskunſt üblichen Fineſſen
hat man es verſtanden, jede rechtliche Vertretung der Eiſenbahner
zu unterbinden. Kam es doch darauf an, die Selbſtherrlichkeit und
Autorität zu wabren, bis auf den heutigen Tag! Dieſem Treiben
leiſteten die unter Miniſter Thielen geſchafſenen gelben Verbände
des Allgemeinen Eiſenbahnerverbandes Helfersdienſte, wofür die
3-MillionenAngſtſpende als Judaslohn gezahlt wurde.Der ſich „Demokrat“ chimpfende Generalſekretär des Allgemeinen
Eiſenbahnerverbandes Riedel wurde ſchon im Jahre 1914 von den
Chriſten (gelber Verband) als Phraſenheld und Demagoge be
zeichnet. Er war es, der als Journaliſt in Siegen Unternehmer-
und Kapitaliſtenpreſſen redigierte und über die allzu hohen Löhne
und Gehälter der Eiſenbahner ſchimpfte. Dieſer „Demokrat“, der
ſich als „Vertreter“ der Eiſenbahner bei den Reichstagswahlen
ſeiner Verdienſte auf arbeitsrechtlichem Gebiete rühmte, iſt es ge
weſen, der im Jahre 1919 mit dem Herrn Skaruppe (einer weiteren
Größe des AEV.) einen Antrag einbrachte, der den Eiſenbahn-
betriebsräten jegliches Mitbeſtimmungsrecht bei Einſtellungen und
Entlaſſungen raubt, und ferner beſagt, daß der Obmann nicht zu oft
Sitzungen anberaumen darf und bei Aufdeckung von betriebs-
ſchädlichen Fantd ungen eine Geldſtrafe von 1500--8000 Mk. vor-
geſehen wird. Der Bezirksſekretär des Allgemeinen Eiſenbahner-
verbandes Herr Pietz (Halle) bezeichnete ſich im vorigen Jahre als
Rechtsſozialiſt und unterzeichnete jetzt einen Wahlaufruf der Demo
fkratiſchen Partei Halle. Das iſt politiſche Neutralität! Kollegen,
dieſe Leute, ſowie die Anhänger des gelben Häufchens, haben kein
Recht ſich als Arbeitervertreter bei den kommenden Betriebsrats-
wahlen zu bezeichmen. Das ſind die Schrittmacher der Reaktion,
das ſind die Feinde jeglichen Selbſtbeſtimmungsrechts, das ſind die
jenigen, die in den Amtsſtuben uſw. gehorſamſt und untertänigſt
herumkriechen, das ſind nicht eure Vertreter, ſondern Ver-räter!
Pflicht aller ſozialiſtiſch denkenden Eiſenbahner iſt es, ſich aus
dieſem gelben Verband, aus allen Klingelvereinen und Vereinchen
loszuſagen. Es kann nicht angehen, einer Organiſation Mittel zur
Verfügung zu ſtellen, die zur Aufrichtung bürgerlich-kapitaliſtiſcher
Grundſätze verwandt werden. Keine Stimme dieſer Liſte Matthias-
Skaruppe, alle Stimmen für die Liſte der freien Gewerkſchaft, der
Finheitsorganifation, des Deutſchen Eiſenbahnerverbandes! Durch
Kampf zum Sieg!
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Verband der Gemeinde- und Staatsarbeiter. Wir weiſen noch
mals auf unſeren am Freitag, den 25. Juni, ſtattfindenden Theater-
abend hin und bitten alle Mitglieder um zahlreiches Erſcheinen.

Der Vorſtand.
Der Verband der Feuerbeſtattungsvereine hält ſeine erſte

Tagung ſeit Ausbruch des Krieges am 26. und 27. Juni in Gotha ab
Mit dieſer Tagung findet zugleich auch eine ſolche des preußiſchen
und der Provinzialverbände ſtatt. An den Beratungen wird voraus-
fichtlich ein Vertreter des Wohlfahrtsminiſteriums teilnehmen.
Der hieſige Verein für Feuerbeſtattung wird durch ſeine Vorſtands-
mitglieder bei den Beratungen in Gotha vertreten ſein.

Der Künſtlerrat beſchloß in ſeiner letzten Sitzung in Gemeinſchaft
mit den übrigen Künſtlerräten Mitteldentſchlands zur Entſendung von
Vertretern aus dem Reiche nach Halle, dem Ausgangepunkt der
Qünſtlerratsbewegung, aufzufordern. Aus dieſer erſten Zuſammenkunft
von bevollmächtigten Vertretern ſämtlicher Kunſtzweige aus allen
Teilen des Reiches ſoll ein vorläufiger Reichskünſtlerrat geſchaffen
werden. Dieſer würde bei der Fülle der ihrer Löſung harrenden
tufgaben unmöglich ohne fruchtbare Arbeit bleiben können. Auch
beſchloß der Künſtlerrat den Beitritt zum Deutſchen Volkshausbund.

Zur Erlangung von Entwürfen für ein Volkshaus in Halle
ſchreibt der Magiſtrat einen öffentlichen Wettbewerb aus. Auf-
gefordert zur Beteiligung werden in erſter Linie die Halliſchen
Architekten. Das Preisrichteramt haben übernommen: der Stadt
baurat Pölzig (Dresden), Bühring (Leipzig), Architekt Bruno
Taut (Berlin), Regierungsrat Kampfmeyer (Karlsruhe) und
Stadtrat Velthuyſen (Halle). An Preiſen werden 15 000 Mk. ver-
teilt. Zeitpunkt der Einlieferung 3. Dezember 1920 beim ſtädti-
ſchen Hochbauamt, Rathausſtraße 6, Zimmer 106.

Eigenartige landwirtſchaftliche Bedarfsartikel. Unter dieſer
Spitzmarke hatten wir am 29. Mai berichtet, daß die Zentralan-
kaufsſtelle der Landwirtſchaftskammer nach Halberſtadt, Torgau
und Neuhaldensleben Kiſten, die als landwirtſchaftliche Bedarfs-
artikel“ deklariert waren, geſchickt hat. Als die Polizei die Kiften
öffnete, enthielten ſie 100 Gewehre und 300 Karabiner. Die Zentral-
ankaufsſtelle war hinterher eifrigſt bemüht, durch allerlei „Berichti-
qungen“ die ihr ſo unangenehme Sache aus der Welt zu ſchaffen.
Nun erfahren wir von gut informierter Seite, daß die Verſendung
von Waffen durch die Hentralankaufsſtelle nach wie vor weitergeht.
Es ſcheint uns angebracht, daß endlich dieſen Waffenſchiebungen
von den zuſtändigen Stellen etwas mehr Beachtung geſchenkt wird!

Erſchreckender Stand der Volksgeſundheit. Jm Unter
ſuchungsamt für anſteckende Krankheiten des Hygieniſchen Jn-
ſtituts der Univerſität wurden im Monat Mai insgeſamt 1103
Unterſuchungen vorgenommen, und zwar: Tuberkuloſe 198,
Typhus 44, Ruhr 6, Diphiherie 252, Gonorrhoe 30, Syphilis 510
und ſonſtige Krankheiten 63.

Die Bekämpfung der Schwindſucht. Jm April 1920 wurde
die Fürſorgeſtelle für Lungenkranke von 1342 Perſonen beſucht,
die Zahl der Zugänge betrug 120. Die Abgabe von Nahrungs-
mitteln ebenſo die Beſcheinigung ihrer Notwendigkeit iſt nicht
mehr in dem gewohnten Maße möglich, bei der herrſchenden
Knappheit. Hausbeſuche und Dienſtwege wurden 665 gemacht. Die
Zahl der offenen Tuberkuloſen ſtieg auf 254. Demnach iſt die
Tuberkuloſe-Erkrankungsziffer immer nochim Steigenbegriffen. Das erlegt uns erneut die Pflicht
auf, für die Abwehr mehr wie bisher zu ſorgen. Leider ſind uns
durch unſere heutige wirtſchaftliche Lage derartige Grenzen ge-
zogen, daß nach wie vor Tauſenden von deutſchen Volksgenoſſen
der Tuberkuloſe erliegen werden. Was in unſeren Kräften liegt,
geſchieht zur Abwehr von uns aus hier: Heilſtättenkuren, Kranken-
hausaufnahmen, Aufenthalt in Erholungsheimen, Landaufenthalt,

km

wendung größerer Summon, oder Vermächtniſſen, wie das anderswo e unſerer Tuberkuloſe ſtelle
denken. vden e gn den desvereins Be rn der Tuber e in Halle rn Geheim-
rat Dr. ann, oder auf das Konto Vereins berm Beonkhars

F. Lehmann, hier. Für unſer „herrliches“ Heer werden dieStinonen nur ſo zum Fenſter hinausgeworfen, zur Hebung der

Vollsgeſundheit müſſen private Vereine betzeln.
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See Der FFr7 der Lebenemnfttelhändken
ſchreibt uns: Wohl hieſiger Bürger wird mit ſcheelen Augen
auf die niedrigen Kirſchpreiſe anderer Städte geſchaut haben und
es erſcheint uns den wahren Grund dafür hier be
kanntzugeben, daf; die Kirſchen ſo teuer ſind. Am hieſigen
Orte werden ſämtliche von au tigen Obſtbeſitzern und päch-
tern hereinkommenden Kirſchen durch eine Anzahl Aufkäufer uns
Kleinhändlern entzogen. Die Kirſ ächter ſind auch willige Ab-
eber, da der Ring von Aufkäufern ſe geforderten Preis zahlt.
ir ſind daher r unſeren Bedarf an Kirſchen für den

nun von den Aufkäufern diktierten Preis zu decken, da andern-
falls, wie das vorige Woche der Fall war, die beſten Kirſchen
waggonweiſe nach au s derkauft und uns minderwertige
Ware zum Verkauf überlaſſen wird. Der müheloſe Ein- und ſo

ortige Verkauf, der dem Kettenhandel gleicht, iſt daher wert, von
r hieſigen Polizei unterſucht werden, damit dieſen gewiſſen-

loſen und langjährigen Aufkäuſern im Jntereſſe der Bevölkerung
nunmehr endlich das Handwerk gelegt wird. Wie wäre es denn,
wenn die Stadt nach dem Muſter von ſüddeutſchen Städten den
Verkauf der Kirſ ſelbſt übernehmen würde? Jn Würzburg
und Nürnberg zahlt man ſo für ein Pfund Kirſchen 80 Pf.

„Frau Standesbeamtin“. Nach einer Bekanntmachung des Reichs
können jetzt auch weibliche Perſonen zu Stndesbeamten

beſtellt werden. Auch ſoll in Zukunft den Verlobten ein Merkblatt
über die Wichtigkeit ärztlicher Beratung vor der Eheſchließung ein
gehändigt werden. Die Eheurkunden dürfen keinen Vermerk mehr
über die Religion enthalten. Die Gebühren werden verdoppelt.

Provinzialmuſeum. Sonntag, den 27. Juni, 11 Uhr vormittags
öffentlicher Vortrag Prof. Hahne: Mittſommer, Johannisfeſt
Sonnenwende. Eintritt frei. t

Finbrüche. Jn letzter Nacht wurde in ein Zigarrengeſchäft
in der Landwehrſtraße eingebrochen. Hierbei wurden vorwiegend

geſtohlen. Jn derſelben Nacht wurde in der Albert
ehne-Straße ein Bureaueinbruch verübt

Stadttheater. Heute, Donnerstag, abend 6 Uhr gelang
Richard Wagners Die Meiſterſinger von Nürnberg zur Auffüh
rung. Freitag abend 775 Uhr geht Leſſfings Emilig Golotti unter
der Spielleitung von Eugen Teuſcher in Szene. Es ſind beſchäftigt

edwig Jonas, Charlotte von Durand, Helene Senken, Eugen
euſcher, Georg Ottmay, Hermann Wedding, Alfred Volke, Adal-

bert Kriwat, Joſeph Krahe, Willi Schur, Otto Tiedemann, Theo
Schmans, Georg Lippert. Sonnabend abend 6 Uhr im Mittwoch
Abonnement Die Meiſterſinger von Nürnberg. Sonntag t
mittag wird Flachsmann als Erzieher als Volkavorſtellung vei
kleinen Preiſen gegeben. Sonntag abend Das Dreimäderlhaus.
Montag abend 7 Uhr im Dienstag- Abonnement Die Afrika
nerin. Dienstag Die Meiſterſinger von Nürnberg.

Jm Thaliatheater gelangt am Sonntag den 27. Juni,
abends 728 Uhr das Drama Vor Sonnenaufgang von Gerhbart
Hauptmann durch das Perſonal des Stadttheaters zur Auffüh-
rung.

Löbejün. Jn der letzten Stadtverordneten verſfamm-
lung wurde den ſtädtiſchen Beamten unter 40 Jahren durch
Magiſtratsbeſchluß ein Urlaub von drei Wochen. denen
Jahren ein ſolcher von vier Wochen und den übrigen Angeſtellten
und Arbeitern je nach I-, 2-, 5-, 10- oder 1öjähriger ſtzeit eit
Urlaub von 6, 10, 12, 18 oder 21 Werktagen unter Fortzahlung
des Gehaltes gewährt. nLegates über 5000 Mk. eines hier geborenen Sohnes des im Jahre
1875 hier verſtorbenen Bergbeamten Ed. Schrödter. Die Zinſen
ſo len zur Pflege der Grabſtätte und Volksſchulzwecken vervendet
werden. Eine Magiſtratsvorlage, das Waſſergeld nach dem
Nutzungswert der Häuſer zu erheben, wurde angenommen.
Ferner wurden 1500 Mark für die durch Diebſtahl der Platin-ſhiben beſchädigten Blitzableiteranlagen des Waſſerwerks be-

willigt. Das Waſſergeld ſoll wie folgt feſtgeſetzt werden: Vei
Häuſern mit einem Nutzungswert bis 200 Mark in 6 Staffe-
lungen 5, 40 bis 65 Mk.,

über 40
a n

en l

bei einem Nutzungswert von 291 bis
400 Mark in 4 Staffelungen von je 10, 75 bis 105 Mk. bei einem
Nutzungswert von 401 bis 600 Mk. in 4 Staffelungen von 15, 1260
bis 165 Mk. bei einem Nutzungswert von 6501 bis 800 Mk. in
4 Staffelungen von 20, 185 bis 245 M. bei einem Nutzungswert
von 801 bis 1000 Mk. in 4 Staffelungen von je 25, 270 bis 345
Mark und alle Häuſer über 1000 Mk. Nutzungswert je 375 Mk.

Gröbers. Proteſtgegen den Lohnabzug. JIn einer gut
beſuchten Verſammlung proteſtierte am 20. Juni die Belegſchaft der
Braunkohlengewerkſchaft „Klara-Verein“ gegen die neue Verord-
nung des Reichsfinanzminiſters über den zehnprozentigen Lohn-

Jn einer Entſchließung heißt es am Schluß Heragus zum
Proteſt gegen dieſes hohnſprechende Steuergeſetz. Von allen leiten-

kein

gegnen, um eine Aenderung mit Hilfe der ſozialiſtiſchen Reichetage-

von
begit-

gegeben.

Wirtſchaftspolitik.
Die Bankgewinne ſteigen.

Der Abſchluß der Dresdner Bank für das Jahr 1919 zeigt,
wie die Abſchlüſſe anderer Banken, das außerordentliche Anwachfen
der Gewinne. die von den großen Bankinſtituten auf alle Konten
erzielt warden ſind und die die inzwiſchen eingetretenen CErhöhnn-
gen der Sach- und Gehaltsunkoſten beträchtlich übertreffen. Es
muß bei allen dieſen Abſchlüſſen beachtet werden, daß die tatſäch-
lichen Ergebniſſe noch viel günſtiger ſind, als es die Zahlen er-
kennen laſſen, weil von den Banken bei der Unſicherhei ſfämtlicher
Bewertungsmomente eine ſehr vorſichtige Bilanzpolitik getrieben
wird. Der hilanzmäßige Reingewinn iſt trotzdem mit über 50
Millionen Mark um mehr als 16 Millionen höher als der des
Jahres 1918, und die Dividende wird mit 9 Prozent gegen 7 Proz.
im Jahre 1618 vorgeſchlagen. Abſchreibungen auf Vankgebäude
und auf Mobilien werden weſentlich höher bemeſſen als im
vorigen Abſchluß, der Gewinnvortrag, ebenſo wie bei der Deut-
ſchen Bank und der Diskontogeſellſchaft weit größer angeſetzt als
früher.

Die letzte der deutſchen Großbanken, die Darmſtädter Bank, legt
jetzt auch ihren Abſchluß für das Jahr 1919 vor, der mit einem
Reingewinn von über 20 Millionen ein mehr als doppelt ſo hohes
Erträgnis aufweiſt wie die Bilanz des Jahres 1918. Gleichzeitig
ſchlägt die Geſchäftsleitung eine Erhöhung des Aktienkapitals, das
bisher 1b0 Millionen Mark betragen hat, um 60 Millionen auf 220
Millionen Mark vor. Damit rückt, die Bank wieder vor die
Kommerz- und Diskonto-Bank, die unlängſt eine Erhöhung ihres
Aktienkapitals auf 200 Millionen vornahm. Die Dividende der
Darmſtädter Bank (Bank für Handel und Jnduſtrie) wird von
6 auf 8 Prozent erhöht.

Auch bei dieſen h ſich die allgemeine Tendenz
der Geſchäftserweiterung durch Gründung neuer Filialen, Erwerb
von fremden Bankaktien und Kommanditbeteiligungen in ſtarkem
Maße. Anugenbliglich beſitzt ſie eine Fülle von Niederlaſſungen
und Filialen in insgeſamt annähernd t Orten, und es iſt
die Abſicht vorhanden, in dieſer Rich fortzufahren, das Gebiet
der Einflußnahme noch mehr zu

Die Verminderung der Zuckererzeugung.
h ſtatfſtiſche Weittetlungen über

den Betrieb der Zuckerfabriken des deutſchen Zollgebietes und
über Rüben verarbeitung und Jnlandsverkehr mit Zucker in den

Monaten September 1910 bis W pril 1920. Jn dieſerZeit ſind in 360 Fabriken (9,6 Millionen Doppelzentner Ruüben

folgte die Annahme eines



verarbeitet worden. den Monaten See tot Bis Avril1919 verarbeiteten h einſchließlich der jetzt fehlen
den in Weſtpreußen und Poſen 87,1 Millionen t

ppelRüben.) Es wurden daraus gewonnen: 5,5 Millionen
entner Verbrauchszucker. (1918-19 insgeſamt

ppelzentner.) Das durchſchnittliche Verhältnis der Zucker
ausbeute zu der Menge der verarbeiteten Rüben hat ſich von
16918-109 bis 1919-20 von 11,83 auf 9 Prozent verſchlechtert. Dieſe
Verſchlechterung des Ausbeuteverhältniſſes iſt durch materielle
Produktionsbedingungen (geringerer Zuckergehalt der Rüben ufw.)
allein nicht genügend zu erklären, ſie deutet auf Produktions-
grundſätze hin, die weniger die Jntereſſen der Zuckerverbraucher,
als ſpezielle landwirtſchaftliche Intereſſen berückſichtigten.
Dieſen Umſtande ſowie dem Verluſt der wertvollen poſenſchen
und weſtpreußiſchen Produktionsgebiete iſt der drückende Zucker
mangel zuzuſchreiben. Wieviel zu dieſem außerdem Zuderver-
ſchiebungen beitragen, das iſt zurzeit leider nicht möglich, feſtzu-

7,7 Millionen

c

Gewerkſchaftliches.
Zuſammenſchluß im Deutſchen Eiſenbahner-

verband.
Der Süddeutſche Eiſenbahnerverband, der rund

100 000 Mitglieder zählt, hat auf ſeinem gegenwärtig in Augs-
burg ſtattfindenden Verbandstage den erfreulichen Beſchluß ge
faßt. fich dem (freigewerkſchaftlichen) Deutſchen Eiſen-
bahnerverbande anzuſchließen. Bemerkenswerter noch als
der beſchloſſene Uebertritt iſt ſeine Begründung: Heute handelte
es ſich nicht allein mehr um die Verbeſſerung der Einkommens-
und Dienſtverhältniſſe, ſondern man müſſe auch maßgebenden
Einfluß auf die innen- und außenpblitiſchen Verhältniſſe des ge
ſamten Staates erlangen. Der vollzogene Anſchluß iſt nicht nur

4 S

Sozialdemokratiſche Partei (A. S. P.)
Agitationsbezirk Halle.

Nachfolgend geben wir die Adreſſen des Bezirksſekretariagts
und der Kreisleitungen. Die Genoſſen wollen ſich im Bedarfs
alle nur an untenſtehende Adreſſen wenden

Bezirksſekretariat U. S. P.: Alfred Oelßner, Halle, Harz 4244,
Vorderhaus II, Zimmer 22, Fernſprecher 1473.

Bezirksvorſitzender: Paul Banſe, Halle, Harz 42/44, I, Fern
ſprecher 1726.

Bezirkskaſſierer: Albert JIlgenſtein, Halle, Harz 42/44, Volks
buchhandlung, Fernſprecher 1047.

Halle-Saalkreis:
Parteiſekretariat: Karl Reiwand, Halle, Harz 42/44, Vorderhaus II

Zimmer 21, Fernſprecher 1473.
Vorſitzender: Gottl. Kaſparek, Halle, Harz 42/44.

Merſeburg-Querfurt:
Parteiſekretariat: Artur Sämiſch, Merſeburg, Seffnerſtraße

Fernſprecher 272.
Vorſitzender: Paul Langer, Merſeburg, Lauchſtedterſtraße 18.

i ſellen. ein großer Fortſchritt, ſondern vor allem auch ein Zeichen it O Zü wachſende Klaſſenbewußtſein der Eiſenbahnangeſtellten. Aucht Der Rückgang der Fleiſchverſorgung. Darre zeigt ſich dieſe Entwiclung in den zahlreichen Ueber
e e r r n i tritten von Beamten aus den Beamtenfachverbänden in dieS rſten Vierteljahr 1920 9) im Reichsgebiet (die heute a iſatiu ingigen Gebietsteile ſind auch für 1919 entſprechend in Abzug ge Kampfesorganiſation der freien Gewerkſchaften

bracht) geſchlachtet worden e e e e ÄÜ,l 1920 1919 dreſſen der Bezirksleitungen unſerer Partei

Jan organiſation.h Kübe t 75 Baden: Bernhard Kruſe, Karlsruhe, Baumeiſterſtraße 80 I.t z r Weg S Danie Mate 7 t Braunſchweig: Karl Eckardt, Braunſchweig, Göttinger Straße 38.
i Schweine 661 468 365 177 Bremen: Friedrich Starke, Bremen, Obernſtraße 33.
l Schafe 169 be e 75 Dresden: Bernhard Menke, Dresden, Roſenſtraße 107, Hinterh. I.

Ziegen 2 42äferde und andere Einhufer 42486 217 310 Frankfurt a. M.: Robert Dißmann, Frankfurt a. M., Adler

Hunde 2097 2911 flychtſtraße 11.

Delitzſch Bitterfeld
Parteiſekretariat: Paul Buhle, Delitzſch, Eiſenbahnſtraße 17d

Fernſprecher 88.
Vorſitzender: Wilh. Maus, Bitterfeld, Deſſauerſtraße 12.

Torgau-Liebenwerda:
Vorſitzender: Guſt. Naumann, Mühlberg (Elbe), Ouerſtraße 8

Fernſprecher 46.
Kaſſierer: Karl Wendt, Mühlberg (Elbe), Poſtfach.

Es iſt demnach im ganzen ein für die Fleiſchverſorgung geradezu
ataſtrophaler Rückgang der Schlachtungen eingetreten. Eine Aus-

zahme machen nur die Schlachtungen von einen und Ziegen.
Im erſten Vierteljahr 1920 zeigt die Provinz Heſſen-Naſſau einen
auffällig großen Anteil an den Schweineſchlachtungen (118 528),
der dem aller anderen Gebietsteile erheblich überragt. Jn Berlin
fanden nur 5786 Schweineſchlachtungen ſtatt. Auch der induſtrie-
reiche Weſten iſt nur mit einem Bruchteil an den Schweine-
ſchlachtungen beteiligt. Es iſt eine empörende Erſcheinung, die darin
utage tritt, daß das beſte Fleiſch faſt ganz der land wirtſchaftlichen
evölkerung vorbehalten iſt. An den Ziegenſchlachtungen hat

Berlin einen großen Anteil (30 661). Die meiſten Hunde wurden
in Sachſen geſchlachtet.

Halle: Alfred Oelßner, Halle, Harz 42444.
Hamburg: F. Kalweit, Hamburg 21, Schumannſtraße 444 III.
Hannover: Hans Plettner, Hannover, Artillerieſtraße 8.
Leipzig: Richard Lipinſki, Leipzig, Königſtraße 12.
Magdeburg: Wilhelm. Peters, Magdeburg, Georgenſtraße 9.
Mecklenburg: Hans Fuchs, Schwerin, Großer Mohr 64.
Nordbayern: Johann Baier, Nürnberg, Auguſtinerſtraße 1.
Niederrhein: Rudolf Bühler, Remſcheid, Bismarckſtraße 61.
Oldenburg Oſtfriesland: H. Nevermann, Wilhelmshaven, Holl-

mannſtraße 17.
Oſtpreußen: Donalies, Königsberg, Vorder Roſegarten 61-62.

Wittenberg-Schweinitz:
Vorſitzender: Alfred Kranz, Pieſteritz, Triftſtraße 4, Fernſprecher

Wittenberg 371.
Kaſſierer: Th. Trabitz, Wittenberg, Koswigerſtraße.

Mansfelder Kreiſe:
Parteiſekretariat: Franz Güth, Eislkben, Kloſterplatz 47.
Vorſitzender: Wilhelm Chriſtange, Eisleben, Grabenſtraße 50.
Kaſſierer: Karl Dittmar, Eisleben, Feldſtraße 29, Fernſprecher 129.

Sangerhauſen-Eckartsberga:
Vorſitzender: Karl Fran zke, Sangerhauſen, Spekswinkel 8, Feru

ſprecher 222

Kaſſierer Kurt Richter, Sangerhauſen, Borngaſſe 11.

Naumburg-Weißenfels-Zeitz:
Parteiſekretariat: Joſef Windau, Zeitz, Donaliesſtraße 12/13, Fern

ſprecher 916.
Vorſitzender: Adolf Leopold, Zeitz, Donaliesſtraße 12/13, Fern

ſprecher 614.
Anhalt:

Parteiſekretariat: Bruno Böttge, Bernburg, Steinſtraße 2“4, Fern
ſprecher 17.

Der Bezirksvorſtand.

AAD

I. I

Neue Fahrräder mit prima
Gummi 1000 MK.. Fahrrad-
decken von 100 MK. an,
Schlänche von 35 Mk. an,
Kinderwagenreifen v. 8 Mk.
an, Gammiabaätze V. 2 HK.
an, Pedale 40 MK., Retten

sowie sämtliche
Ervatzteſle billigst, Karbid

1795

Kenrad Wurmstieh,
Fahrradhandlung,

Merseburgerstraße 163.

Eine gute Uhr
mit EGarantie,

eine nene kehte,

Riänug.Brosehe,
Arm*—ba ne usw.

Gelegenheitskä ne
zu sehr vorteilhaft. Preisen

zeige meister S
I. Ulrichstr. 35. T

Volhsparh 23 Naorgen, Freitag:

roberbull.
Verband der Cewmeinde-

I. Staatsarbelter

Filiale Halle a, S.
Die dramatiſche Ab

teilung d. Arbeiter-Bil-
dungsvereins Kröllwitz
führt für uns am
Freitag. d. 25. Junt,
das wiederholt mit leb-
haftem Beifall aufgenom
mene Theaterſpiel

Golgatha
auf. Wir bitten um zahl
reiches Erſcheinen.
Während der Paufen:

Mandolinen-Kenzert.

De
Die Erhta
Posse i. 3 Akt. v. H. Treller.

Gastspiel von
friv

In den Hauptrollen:
Paul Beekers u. 1807

Frita Thurm -Süvare,

Stadttheater
reitag, d. 25. Juni 1920.Sun 73 Ende e 10Uhr:

Emilia Gulotti.
Sonnabend abend 6Uhr:

Allerlei Pommern: Auguſt Horn, Stettin, Kaiſer-WilhelmStraße 73.
Poſen: Wilhelm Lange, Bromberg, Kujawierſtraße 35.

Exploſion eines Munitionslagers. Südbayern: Görl, München, Baaderſtraße la.
Mainz, 23. Juni. Ein großer Teil des Artillerie Schleſien: Willi Ziegler, Breslau, Nikolaiſtraße 50.

munitionslagers Uhlerborn an der Strecke Mainz Schleswig Holſtein: Friedrich Hanſen, Kiel, Preußenſtraße 19.
Singen iſt heute nacht in die Luft geflogen. Groß Thüringen: Willi Scholz, Erfurt, Blücherſtraße 18.

Sie Answanderung. Nach Freſſemeldungen ſind in den Iegten Weſtfalen (weſtlich): Konrad Ludwig, Hagen i. W. Weſtftr. 4.
r r a 4 v Aſter d a Weſtfalen (öſtlich): Fritz Horſtkötter, Bielefeld, Siekerwall 11.
eingetroffen. Die Europaflucht hat alſo trotz aller Schwierig Weſtpreußen: Paul Voß, Danzig, An der Schneidemühle 5.
keiten ſchon kräftig begonnen. Württemberg: Frang Engelhardt, Stuttgart, Wilhelmsplatz 11.

m vorrätig in derBuchhandllun Halle, Harz
J Mitteldeutsehe ZiHerren Anz. s jtteldeutsche Zigaretten-

ge Tahakfabrik Halleund Tahakfabrik Halle (S.
m nnmnn meminminnnmuunnnmiimmnianmininbilligen Preisen, M 40 Mk.Paletots Ulster, Heinwerkauf: belststr. 26 1

Bozener Mäntel, Wer gut und preiswert kaufen Wwill, verlange nur
Einzelne Hosen unsere Spezialmarken-

mit und ohne Umsehleg. Sämtliche Zigarren sind aus reinen und besten
encier Feeo 77 UDeberseetabaken hergestellt.

mens Metzfahne S e Kurmark er 9SSchaufenster Auslagen. Motivo 70 mit Sandblattdecker Pt.
J ſf i Ranenn) S Bremer KeuleAulhus Hammergchlug, Senator 78 ſteh e
2 u g r Vorstentanden, d0 236 Grosse Ulrichstrasse 36. Gräfin 80 re r dleeee S.
a Extra grorelleghannen

X

ſtarkes Zinkblech
39.85 M.

lackiert 12,25 9,85

Steinweg 45, Große Ulrichſtraße 9, Reilſtraße 1.
Ammendorf: Bahnhofſtraße 3.
Cothen: Schalauniſcheſtraße V. 1827

Dauerwäsche
c

c e bedeutend billiger
Pauerwäsche-Fertrieh

Kl. Bern 2 Eng. Arm

Ansſchtskarten

n

III e

mm m nunGastwirte u. Wiederverkäufer
erhalten Rabatt!

GEIEIIEEIIIIBIDer Sonderverkauf für Kriegsbeschädigte und Lazarettinsassen
wird bis auf weiteres fortgesetzt.
zigaretten! Un ere amtlichen Spezialmarken St. 20 re

st. 69

III

Moment l n u

Zigarren Nr. 2
S Ausweis erforderlieh! V 1841

ſonenbhesterfei Noderne Eheleute o modereſtungen

r ä r empfehlt diee a ein Inet Seuchen es
Chem. Fabrik. Werdan l. sPoststr. R. Gmpel.- Voſks Bochanong

M Jeder Arbeiter X
deckt seinen Bedarf an

Zigarren, Zigaretten, Kautabak u. Rauchtabak
am besten bei 1844Emll Strahnl, leipziger Straße 19. Tel. 3185.

Empfehle die besten amerik. Zigaretten, Chesterßeld,
Happy Hit, Nebo und Sovereign.

S Tigaretten Shagtabalk Pabet (50 Gramw) 10 K.
Zigarren von 80 Pf. an W

ha Wiederverkäufer erhalten Original Fabrikpreise. J
empfiehlt Volksbuchhandlung, Harz 4244.

X

1632

Rormnal Hemde

klein mittel groß35 Mk. 37 Mk. 39 Mk.
Dauerwäſche- Vertrieb,

Kl. Berlin 2,
1 Tr. rechts. Eg. Sternſtr.

Parteischrifteüvedtucdtge,

S vevernafte e
Portemonnaie

in prima Leder
noch sehr preiswert.
H. Krasemaunn,

r uori Schmeerstr. 1I9.J

Eintrittskarten ſind noch
im Vorverkauf im Ver
bandsbureau zu 1,50
an der Abendkaſſe zu 2
zu haben. 1830

Der Vorstand.

Reellen Eile
aller FelleundHäu

Die Meistersinger
von Nürnberg.

Thalia- Theater.
Vahipiel d. Siodttdeegz

Sonnies de T Zum

durch äie 1356
kellunnahmestelle APnicht Kaſten

Halle (Saale), WHenriettenstr., 31. Volksbnehhan dung

W

1

9 F

S

ſagen wir allen

J zur letzten

r

J amilien- Nachrichten.

Dankſagung.
Zurückgekehrt vom Grabe meines innigſt

M geliebten Mannes, unſeres treuforgende
M auten Vaters, des Straßenbahnſchaffners

Richard Cruse
uten Freunden und Be

kannten, ſowie ſeinen Arbeitskollegen un
Parteigenoſ l e liebevolle Begleitung

uhe unKranzſpenden, unſeren herzlichſien Dank.
Halle (Saale), den 24. Juni 1920. 1688

Jm Namen aller Hinterbliebenen
Witwe Ottille Cruse net Kindern

n,

überreichen herrlichen

Putſch R
dex März

Reich
Der ve

den Reda
jetzt zum
wegen „v
buches, ſo
Kriegsmi
Amt zu
von ſechs
tat iſt be
klagten b
lich am
das ſich
aber für
in der V
eine ſchw
ſchen Re
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Wie ſ
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